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Fünfte Ordnung zur Änderung der Ordnung  
des Fachbereichs 08 -  Physik, Mathematik und Informatik 

der Johannes Gutenberg-Universität Mainz  
für die Prüfung im Bachelorstudiengang Physik  

vom 27.07.2023 

 
Aufgrund des § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und § 86 Abs. 2 Nr. 2 des Hochschulgesetzes 
(HochSchG) vom 23. September 2020 (GVBl. S. 461), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. 
Juli 2021 (GVBl. S. 453), BS 223-41, hat der Fachbereichsrat des Fachbereichs 08 der 
Johannes Gutenberg-Universität Mainz am 19.04.2023 die folgende Ordnung zur Änderung 
der Ordnung des Fachbereichs 08 der Johannes Gutenberg-Universität Mainz für die Prüfung 
im Bachelorstudiengang Physik beschlossen. Diese Ordnung hat das Präsidium der Johannes 
Gutenberg-Universität Mainz mit Schreiben des Präsidenten vom 20.07.2023 genehmigt. Sie 
wird hiermit bekannt gemacht. 

Artikel 1 
Die Ordnung des Fachbereichs 08 der Johannes Gutenberg-Universität Mainz für die Prüfung 
im Bachelorstudiengang Physik vom 20. September 2010, zuletzt geändert durch Ordnung 
vom 9 April 2019 (Veröffentlichungsblatt der Johannes Gutenberg-Universität Mainz, Nr. 
05/2019, S. 239), wird wie folgt geändert: 

(1) Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 

a) § 4 erhält folgende Fassung: 

„Regelstudienzeit, Studienberatung, Fristen“ 
b) § 5 erhält folgende Fassung: 

„Modularisierter Studienaufbau, Leistungspunktesystem, Aktive Teilnahme, 
Studienleistungen, Lehrveranstaltungsteilnahme“ 

c) Bei § 13 wird nach dem Wort „Modulprüfungen“ eine „Komma“ und das Wort    
„Portfolioprüfungen“ angefügt. 

d) § 16 erhält folgende Fassung: 
„Bewertung der Prüfungs- und Studienleistungen, Ermittlung der Gesamtnote“ 

e) Bei § 23 werden die Worte „Elektronischer Dokumentenverkehr“ durch das Wort  
„Prüfungsverwaltungssystem“ ersetzt. 

 
(2) § 2 wird um Absatz 4 folgendermaßen ergänzt: 

„(4) Bei Studienbewerberinnen oder Studienbewerbern, die weder ihre Hochschul-
zugangsberechtigung an einer deutschsprachigen Einrichtung noch einen Abschluss in 
einem deutschsprachigen Studiengang erworben haben, ist für die Einschreibung der 
Nachweis von Deutschkenntnissen auf dem Niveau (DSH-1) der „Deutschen 
Sprachprüfung für den Hochschulzugang ausländischer Studienbewerber (DSH)“  
erforderlich.“  

  
 

  



 
 

454   Veröffentlichungsblatt JGU 
 

(3) § 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
„(2) Studierenden mit Behinderung oder chronischer Erkrankung ist zur Wahrung 
ihrer Chancengleichheit ein Nachteilsausgleich zu gewähren. Macht eine Kandidatin 
oder ein Kandidat glaubhaft, dass sie oder er wegen länger andauernder oder 
ständiger Behinderung nicht in der Lage ist, die Prüfungen ganz oder teilweise in der 
vorgesehenen Form abzulegen, muss die oder der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses gestatten, die Prüfungsleistung innerhalb einer verlängerten 
Bearbeitungszeit oder gleichwertige Prüfungsleistungen in anderer Form zu 
erbringen. Dazu kann die Vorlage eines ärztlichen oder amtsärztlichen Attestes 
verlangt werden. Entsprechendes gilt für Studienleistungen.“  

 
(4) § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 
„§ 4 Regelstudienzeit, Studienberatung, Fristen“ 

 
b) Abs. 2 erhält die folgende Fassung: 

„(2) Im Interesse der Einhaltung der Regelstudienzeit ist das Studium straff 
organisiert. Daher sollen von der oder dem Studierenden nach Abschluss des 1. 
Studienjahres mindestens 18 LP erzielt werden. Gelingt dies nicht, soll die oder 
der Studierende schriftlich zur Teilnahme an einer Studienfachberatung 
eingeladen werden, in der die bisherigen Studienerfahrungen erörtert und die 
Gründe für das Unterschreiten der Leistungserwartungen dargelegt werden. 
Erfolgt die Meldung zur Bachelorarbeit gemäß § 14 Absatz 4 nicht spätestens nach 
Abschluss des sechsten Studienjahres, gilt die Bachelorarbeit als erstmals nicht 
bestanden. Der Prüfungsausschuss sorgt dafür, dass die Kandidatin oder der 
Kandidat innerhalb von 6 Wochen nach entsprechender Bekanntgabe ein neues 
Thema für eine Bachelorarbeit erhält. Sind die Bedingungen zur Anmeldung nicht 
erfüllt, verlängert sich die Frist für die Wiederholung auf maximal 6 Monate. Auch 
in diesem Fall soll die oder der Studierende schriftlich zur Teilnahme an einer 
Studienfachberatung aufgefordert werden. 

 
c) Abs. 3 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„(3) Bei der Ermittlung der Studienzeiten, die für die Einhaltung im Rahmen dieser 
Prüfungsordnung vorgeschriebenen Fristen maßgeblich sind, werden 
Verlängerungen und Unterbrechungen von Studienzeiten nicht berücksichtigt, 
soweit sie durch 

1. die Mitwirkung in gesetzlich oder satzungsmäßig vorgesehenen Gremien einer 
Hochschule, einer Studierendenschaft oder eines Studierendenwerks,  

2. Krankheit, eine Behinderung oder chronische Erkrankung oder andere von der 
oder dem Studierenden nicht zu vertretende Gründe, 

3. Schwangerschaft oder Erziehung eines Kindes; in diesen Fällen ist mindestens 
die Inanspruchnahme der gesetzlichen Mutterschutzfristen und der Fristen der 
Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz zu ermöglichen,  
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4. die Betreuung einer oder eines pflegebedürftigen Angehörigen,   

5. ein ordnungsgemäßes einschlägiges Auslandsstudium bis zu zwei Semestern; 
dies gilt nicht für Auslandsstudienzeiten, die nach der Prüfungsordnung 
abzuleisten sind 
 
Die Pflicht zum Erbringen der Nachweise nach Satz 1 obliegt den Studierenden. 
 
Die Bearbeitungsfrist einer häuslichen Prüfungsarbeit kann durch die gesetzlichen 
Fristen des Mutterschutzes und/oder der Elternzeit in der Regel nicht 
unterbrochen werden. Die gestellte Arbeit gilt im Regelfall als nicht vergeben. 
Nach Ablauf der Schutzfristen erhält die Kandidatin oder der Kandidat auf Antrag 
ein neues Thema.“ 

 
(5) § 5 wird wie folgt geändert: 
 a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„§ 5 Modularisierter Studienaufbau, Leistungspunktesystem, Aktive Teilnahme, 
Studienleistungen, Lehrveranstaltungsteilnahme“ 
 

b) In Abs. 2 wird am Ende folgender neuer Satz angefügt: 
„Ein Leistungspunkt entspricht einem durchschnittlichen Zeitaufwand von 30 
Arbeitsstunden.“ 
 

c) Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
„(3) Voraussetzung für die Vergabe von Leistungspunkten für Module ist 
grundsätzlich der erfolgreiche Abschluss der Modulprüfung gemäß § 11 nach 
aktiver Teilnahme und sofern dies der Anhang vorsieht, der Nachweis der 
erfolgreichen Teilnahme an den Lehrveranstaltungen des Moduls. Eine 
Verpflichtung der Studierenden zur Anwesenheit in Lehrveranstaltungen als 
Prüfungsvoraussetzung kann nur dann verlangt werden, wenn diese erforderlich 
ist, um das Lernziel der Lehrveranstaltung zu erreichen. Die Bedingungen für die 
aktive Teilnahme werden spätestens zu Beginn der Lehrveranstaltung bekannt 
gegeben; aktive Teilnahme kann z.B. in dem Lesen bzw. Durcharbeiten von 
vorgegebener Lektüre, dem Halten von Kurzreferaten, dem Erstellen von 
Kurzprotokollen, dem Bearbeiten von Übungsaufgaben, dem Schreiben einer 
Kurzklausur (max. 60 min) etc. bestehen. Art und Umfang der aktiven Teilnahme 
sind sachgemäß zu begrenzen. In begründeten Einzelfällen kann von einem 
Nachweis der regelmäßigen Teilnahme gemäß Satz 1 abgesehen werden. Ein 
entsprechender Antrag ist rechtzeitig in der Regel vor Beginn der ersten 
Lehrveranstaltung des Moduls an die Verantwortliche oder den Verantwortlichen 
der Lehrveranstaltung zu stellen. Die Entscheidung hierüber trifft der 
Prüfungsausschuss im Einvernehmen mit den zuständigen Fachvertreterinnen 
und Fachvertretern.“   

 
d)  Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„Der ordnungsgemäße Abschluss eines Moduls kann, soweit dies im jeweiligen 
Anhang geregelt ist, über das Bestehen der Modulprüfung hinaus vom Erbringen 
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von Studienleistungen abhängig gemacht werden. Studienleistungen dienen 
vornehmlich der individuellen Leistungskontrolle; ihre Benotung geht nicht in die 
Modulnote ein. „Die Studienleistung ist erfolgreich erbracht, wenn sie nach 
Maßgabe der Modulbeschreibung mindestens als „bestanden“ oder mit 
„ausreichend“ (4,0) bewertet wurde; Absatz 3 Satz 2 und 4 bleiben hiervon 
unberührt. Ihre Benotung geht nicht in die Modulnote ein. Solche 
Leistungsüberprüfungen können mehrere Teile umfassen und bestehen vor allem 
aus Klausuren, mündlichen Prüfungen, Protokollen, Portfolios, Kolloquien, 
Referaten, Übungen und Hausarbeiten. Näheres regelt der Anhang. Sofern im 
Anhang mehrere alternative Formen der Leistungsüberprüfung vorgesehen sind, 
gibt die Veranstaltungsleiterin oder der Veranstaltungsleiter die jeweilige Art und 
Dauer der Leistungsüberprüfung spätestens zu Beginn der Vorlesungszeit 
bekannt. Bei benoteten Studienleistungen erfolgt die Bewertung gemäß § 16.“ 

 
e)  Es wird folgender neuer Abs. 5 eingefügt: 

„(5). Die Anwesenheit an einer Lehrveranstaltung ist noch zu bestätigen, wenn die 
oder der Studierende bis zu drei Einzelveranstaltungen bei 15 Terminen oder bis 
zu 20% der Veranstaltungszeit bei weniger Terminen versäumt hat. Bei 
Überschreitung der zulässigen Fehlzeit aus Gründen, die die oder der Studierende 
nicht zu vertreten hat, entscheidet die jeweilige Dozentin oder der jeweilige Dozent 
auf formlosen Antrag der oder des Studierenden und unter Berücksichtigung der 
Umstände des Einzelfalls, ob eine Kompensation der Fehlzeit möglich ist, um 
dennoch das Lernziel zu erreichen.“ 

 
f)  Der ehemalige Abs. 5 wird „Abs. 6“ und erhält folgende Fassung: 

„(6) Die Veranstaltungsleiterin oder der Veranstaltungsleiter unterrichtet die oder 
den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses (gemäß § 7 Abs. 2 Satz 2) 
unmittelbar nach Abschluss einer Lehrveranstaltung über die Leistungen der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer, bei anwesenheitspflichtigen Veranstaltungen 
gemäß Anhang sind dabei der oder dem Vorsitzenden auch die Namen der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer mitzuteilen, die an der Lehrveranstaltung nicht 
regelmäßig teilgenommen haben. Sofern Prüfungs- und Studienleistungen zu 
erbringen sind, wird der Prüfungsausschuss unverzüglich über die von den 
Studierenden erzielten Ergebnisse unterrichtet, sowie darüber, welche 
Studierenden nicht an der Leistungsüberprüfung teilgenommen haben.   
g) Die ehemaligen Absätze 6 bis 9 werden zu Absätzen „7 bis 10“. 
 

g)  Der ehemalige Abs. 6 wird „Abs. 7“. 
h)  Der ehemalige Abs. 7 wird „Abs. 8“. 
i)  Der ehemalige Abs. 8 wird „Abs. 9“. 
j)  Der ehemalige Abs. 9 wird „Abs. 10“. 
k)  Der ehemalige Abs. 10 wird „Abs.  11“. 

 
(6) § 6 wird wie folgt geändert: 

a)  Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 
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„Der zeitliche Gesamtumfang in Semesterwochenstunden (= SWS) der für den 
erfolgreichen Abschluss des Studiums erforderlichen Lehrveranstaltungen 
(Pflicht- und Wahlveranstaltungen) beträgt:  
Mindestens 125 SWS in den Pflichtmodulen. 
Näheres hierzu ist im Anhang geregelt.“ 

 
b)  Absatz 2 erhält die folgende Fassung: 

„Zum erfolgreichen Abschluss des Studiengangs müssen insgesamt mindestens 
180 Leistungspunkte (LP) nachgewiesen werden, davon entfallen:  

1. auf die Pflichtmodule: 161 LP  
(dazu zählen die Theoretische Physik (inklusive theoretische Methoden) 
(42 LP), die Experimentalphysik (47 LP), Grund- und  Fortgeschrittenen-
praktika (22 LP), Mathematik (32 LP), sowie das Modul S-(Wissenschafts-
kommunikation und Kompetenzerwerb (5 LP) und die Bachelorarbeit mit 
Abschlusskolloquium (13 LP). D  
 

2. auf die Wahlmodule: die restlichen zur Erreichung der 180 LP 
erforderlichen LP (dazu zählen physikalische Wahlmodule, physiknahe 
Wahlmodule, das Module „Erweiterte Kompetenzen“ (maximal 6 LP) und 
ggf. ein Nebenfach).“  

 
3)  Absatz 3 erhält die folgende Fassung: 

„Die den jeweiligen Modulen zugeordneten Pflicht und Wahlveranstaltungen sind 
im Anhang aufgeführt. Der Fachbereich stellt das für jedes Modul erforderliche 
Lehrangebot sicher.“  

 
(7) § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Für die Organisation der Prüfungen und die durch diese Ordnung festgelegten 
Aufgaben wählt der Fachbereichsrat einen Prüfungsausschuss. Auf § 37 Abs. 3 
HochSchG wird verwiesen.“  

 
b) Absatz 2 erhält die folgende Fassung: 

„(2) Dem Prüfungsausschuss gehören vier Mitglieder aus der Gruppe der 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, sowie je ein Mitglied aus der Gruppe der 
Studierenden, aus der Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und 
aus der Gruppe der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Technik und Verwaltung an. Die 
oder der Vorsitzende sowie deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter 
müssen Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrer sein. Der Prüfungsausschuss 
entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder; bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden den Ausschlag. Bei 
Abstimmungen über Prüfungsleistungen ist § 24 Abs.2 HochSchG anzuwenden. Die 
Amtszeit des studentischen Mitglieds beträgt ein Jahr, die der übrigen Mitglieder drei 
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Jahre. Die Wiederwahl eines Mitglieds ist möglich. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, 
wird eine Nachfolgerin oder ein Nachfolger für die restliche Amtszeit gewählt.“   

 
(8) § 8 wird wie folgt geändert: 

 a) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
„(2) Prüferinnen oder Prüfer sind: 
a. Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer; die Mitwirkungsrechte von 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern werden durch Emeritierung und 
Pensionierung nicht berührt.   
b. Habilitierte.  
c. wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Aufgaben gemäß  
§ 57 Abs. 1 Satz 2 HochSchG.  
d. Lehrbeauftragte gemäß § 63 HochSchG.   
e. Lehrkräfte für besondere Aufgaben gemäß § 58 HochSchG.  
f. Professorinnen und Professoren im Ruhestand, Honorarprofessorinnen und 
Honorarprofessoren sowie in der beruflichen Praxis erfahrene Personen gemäß § 
24 Abs. 1 Satz 2 HochSchG; diese werden durch Beschluss des Prüfungsausschusses 
auf Vorschlag des Fachbereichsrats zu Prüferinnen oder Prüfern bestellt.  
g. Prüfungsberechtigte einer anderen Hochschule mit der 
eine Kooperationsvereinbarung besteht.   
h. im Einzelfall Prüfungsberechtigte einer anderen Hochschule mit der kein 
Kooperationsvertrag besteht  
i. Nachwuchsgruppenleiterinnen und Nachwuchsgruppenleiter, die durch ein 
hochschulübergreifendes Förderprogramm, das ein Ausschreibungs- und 
Begutachtungsverfahren vorsieht, gefördert werden.   

 
Als Prüferinnen oder Prüfer kann nur benannt werden, wer in dem Fach, in dem die 
Prüfung abgelegt wird, eine Lehrtätigkeit an einer Hochschule ausübt oder in den 
zurückliegenden vier Semestern ausgeübt hat oder über nachgewiesene einschlägige 
berufspraktische Erfahrungen verfügt. Im Falle einer fächerübergreifen 
den Masterarbeit kann eine oder einer der Gutachtenden aus dem anderen Fach sein.“ 

  
(9) § 9 erhält folgende Fassung: 

„§ 9  
Anerkennung von Studienleistungen und Prüfungsleistungen; Anrechnung von 

außerhalb der Hochschule erworbenen Qualifikationen 
 

Für die Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen und außerhalb der 
Hochschule erworbenen Qualifikationen gelten die Bestimmungen der Teil-
Rahmenprüfungsordnung der Johannes Gutenberg-Universität für die Anerkennung 
von Studien- und Prüfungsleistungen, Studienabschlüssen und außerhalb der 
Hochschule erworbenen Qualifikationen (Anerkennungssatzung) in der aktuell 
gültigen Fassung.“ 

 
(10) §12 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten kann die zentrale 
Gleichstellungsbeauftragte der Johannes Gutenberg-Universität Mainz oder die 
Gleichstellungsbeauftragte des Fachbereichs und auf Antrag Studierender mit 
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Behinderung oder chronischer Erkrankung die oder der Beauftragte für die Belange 
von Studierenden mit Behinderung oder chronische Erkrankung an mündlichen 
Prüfungen teilnehmen.“ 

 
(11) § 14 Abs.9 erhält die folgende Fassung: 

„Die Kandidatin oder der Kandidat reicht die Bachelorarbeit fristgemäß beim 
Prüfungsausschuss in elektronischer Form ein. Falls davon abweichend von den 
Gutachterinnen oder Gutachtern eine gebundene Ausgabe gewünscht ist, muss dies 
der Kandidatin oder dem Kandidaten bei Bestätigung der Meldung zur Bachelorarbeit 
schriftlich mitgeteilt werden. Sie oder er hat bei der Abgabe schriftlich zu versichern, 
dass sie oder er die Arbeit selbständig verfasst und keine anderen als die 
angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt hat. Wird die Arbeit gemäß Absatz 7 in 
englischer Sprache angefertigt, ist ein deutschsprachiges Thema und eine 
deutschsprachige Zusammenfassung beizufügen. Der Zeitpunkt der Abgabe ist 
aktenkundig zu machen. Wird die Bachelorarbeit nach Absatz 5 nicht fristgerecht 
abgegeben, gilt sie als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet.“ 

 
(12) § 14 Abs.10 erhält die folgende Fassung: 

„Der Prüfungsausschuss leitet die Bachelorarbeit der Betreuerin oder dem Betreuer 
als Erstgutachterin oder Erstgutachter zu. Gleichzeitig bestellt er eine weitere 
Gutachterin oder einen weiteren Gutachter aus dem Kreis der Prüfungsberechtigten 
gemäß § 8 Abs. 2 zur Zweitbewertung und leitet ihr oder ihm die Arbeit zu.“   

 

(13) § 16 wird wie folgt geändert: 

     a) Abs. 5 erhält die folgende Fassung: 

„Nach Maßgabe entsprechender Regelungen im Anhang kann vorgesehen werden, 
dass einzelne Modulprüfungen aus dem ersten Studienjahr nicht in die Gesamtnote 
gemäß Absatz 4 eingehen. Der Anteil nicht berücksichtigter Prüfungsleistungen darf 
18 Leistungspunkte nicht überschreiten.“  

    b) Folgender Absatz wird hinzugefügt: 

„(7) Die Prüfungen der laut Studienplan für das erste Semester vorgesehenen 
Pflichtmodule gehen nicht in die Gesamtnote gemäß Absatz 4 ein. Dies betrifft die 
Module „Mathematische Rechenmethoden“, „Mathematik für die Physik 1“ und 
„Experimentalphysik 1 “. Ebenso geht auch das Wahlmodul „Mathematische 
Grundlagen“ und „Erweiterte Kompetenzen“ nicht in die Gesamtnote ein.“ 

    c) Der ehemalige Absatz 7 wird „Abs. 8“. 

 

(14) §17 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„Pflicht-Modulprüfungen können in allen Teilen, in denen sie nicht bestanden sind 
oder als nicht bestanden gelten, höchstens zweimal wiederholt werden. Die 
Wiederholung einer bestandenen Prüfungsleistung ist ausgeschlossen. Bei 
kumulativen Modulprüfungen (Modulteilprüfungen) sind nur die nicht bestandenen 
Teilprüfungen zu wiederholen.“ 
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(15) §19 Abs. 5 erhält folgende Fassung:  

„(5) Zeugnis, Urkunde und Diploma Supplement sind deutsch- und englischsprachig 
verfasst. Auf Antrag können die Dokumente zusätzlich in einer anderen gängigen 
Fremdsprache abgefasst werden; die Kosten hierfür trägt erforderlichenfalls die Absolventin 
oder der Absolvent. In englischsprachigen Studiengängen können Urkunden in englischer 
Sprache ausgestellt werden; diesen ist auf Antrag eine deutsche Übersetzung beizufügen. 
Bei Zeugnissen, Urkunden und Diploma Supplements ist die Verwendung elektronischer 
Unterschriften oder Faksimilestempel zulässig. „ 

 
(16) § 23 erhält folgende Fassung: 

„§23 

Campusmanagementsystem 

(1) Die Prüfungsverwaltung erfolgt in der Regel unter Nutzung eines elektronischen 
Campusmanagementsystems. Dies umfasst insbesondere die An- und Abmeldung 
zu Lehrveranstaltungen und Prüfungen, die Übermittlung von Dokumenten und die 
Bekanntgabe der Ergebnisse von Studien- und Prüfungsleistungen.  

 

(2) Die Studierenden sind verpflichtet, die integrierte Studien- und Prüfungsverwal-
tung sowie den von der JGU Mainz bereitgestellten persönlichen E-Mail-Account 
regelmäßig zu nutzen.“ 

 

(17)  Der Anhang zu den §§ 5, 6, 11-13: „Module“ erhält folgende Fassung: 

„Anhang zu den §§ 5, 6, 11-13: Module 
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1. Modulübersicht 

 

Pflichtmodule 

Pflichtmodule: Experimentalphysik Semester SWS LP 
Ex1: Experimentalphysik 1  SoSe/WiSe 4 V +2 Ü + 2 S 9 
Ex2: Experimentalphysik 2  SoSe/WiSe  4 V +2 Ü + 2 S 9 
Ex3: Experimentalphysik 3  SoSe/WiSe  4 V +2 Ü  8 
Experimentalphysik A (Atom und Quantenphysik)  SoSe/WiSe  4 V +2 Ü  7 
Experimentalphysik B (Kern- und Teilchenphysik)  SoSe/WiSe  4 V +2 Ü 7 
Experimentalphysik C (Physik kondensierter Materie)  SoSe/WiSe  4 V +2 Ü  7 
Summe Experimentalphysik 47 

 
Pflichtmodule Theoretische Physik Semester SWS LP 
Theoretische Methoden: 
Mathematische Rechenmethoden 
Programmieren für die Physik 

SoSe/WiSe  
3 v + 2 Ü 
2 V + 2 Ü 

 
5 
3 

Theoretische Physik 1  SoSe/WiSe 4 V + 2 Ü 8 
Theoretische Physik 2  SoSe/WiSe 4 V + 2 Ü 8 
Theoretische Physik 3  SoSe/WiSe 4 V +2 Ü 9 
Theoretische Physik 4  SoSe/WiSe 4 V +2 Ü 9 
Summe  theoretische Physik 42 

 
Pflichtmodule: Praktika Semester SWS LP 
Physikalisches Grundpraktikum SoSe/WiSe 8 P 12 
Fortgeschrittenenpraktikum SoSe/WiSe 8 P 10 
Summe Praktika 22 

 
Pflichtmodule Mathematik Semester SWS LP 
Mathematik für die Physik 1 SoSe/WiSe 4 V + 2 Ü 

+ 2 T 
9 

Mathematik für die Physik 2 SoSe/WiSe 4 V + 2 Ü 
+ 2 T 

9 

Mathematik für die Physik 3a SoSe 3 V + 2 Ü  7 
Mathematik für die Physik 3a WiSe 3 V + 2 Ü  7 
Summe Mathematikk 32 

 
Pflichtmodule: Seminare Semester SWS LP 
Sem-1:  Wissenschaftskommunikation und 
Kompetenzerwerb 
Sem-2: Seminar zu Abschlussarbeiten 

SoSe/WiSe 2 S 
1 S 

4 
 
1 

Summe Seminare 5 
 

Pflichtmodule: Abschlussarbeit Semester SWS LP 
Bachelorarbeit SoSe/WiSe  13 
Summe Abschlussarbeit 13 

 
 

  



 
 

462   Veröffentlichungsblatt JGU 
 

Wahlmodule 

Wahlmodul Einführung Semester SWS LP 
Mathematische Grundlagen WiSe/SoSe 3 V +2 Ü 5 

 
Physikalische Wahlmodule Semester SWS LP 
Theoretische Physik 5  SoSe/WiSe 4 V +2 Ü 9 
Elektronik 
Praktikum Elektronik  

SoSe 3 V + 1 Ü 
3 P 

6 
3 

Signalverarbeitung 
Praktikum Signalverarbeitung  

WiSe 3 V + 1 Ü 
3 P 

6 
3 

Computer in der Wissenschaft 
Praktikum Computer in der Wissenschaft 

WiSe/SoSe 2 V  
3 P 

3 
3 

Spezialvorlesung WiSe/SoSe 3 V + 1 Ü 6 
 

Physiknahe Wahlmodule Semester SWS LP 
Spezialvorlesung  SoSe/WiSe 3 V +1 Ü 6 
Physiknahe Veranstaltung 

- Je nach Angebot 
SoSe/WiSe   

 
Modul Erweiterte Kompetenzen Semester SWS < 6 LP 
Physikferne Vorlesung 
Industrie- oder Ferienpraktikum 
Sprachkurs 

SoSe/WiSe 2-4 V  
2-5 
Wochen 
3 V 

3-6 
3-6 
 
3 

 
Nebenfach Semester SWS 9-24 LP 

 

 

 

2 Modulbeschreibungen 

In den folgenden Modulbeschreibungen sind die Einzelheiten zu den Modulen geregelt. 
Weitere Informationen finden sich im jeweils gültigen Modulhandbuch. 

Verwendete Abkürzungen: 

HS = Hauptseminar 
LP = Leistungspunkt 
OS = Oberseminar 
P = Praktikum 
PrS = Proseminar 
SWS = Semesterwochenstunde(n) 
Ü = Übung 
V = Vorlesung 
F = Forschungsphase 
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Pflichtmodule 

 
Experimentalphysik 

 
Pflichtmodul Ex1: Experimentalphysik 1  

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester 

Verpflich-
tungs-
grad  

SWS LP Studienleistungen 

Experimentalphysik 1 V 1 Pfl 4 SWS 8 LP Eine Klausur (Umfang 120 
Min., Bearbeitungszeit 
maximal 180 Min.)  oder 
zwei Klausuren (jeweils  
Umfang 90 Min., 
Bearbeitungszeit maximal 
120 Min.) 

Übungen zur 
Experimentalphysik 1 

Ü 1 Pfl 2 SWS  

Tutorium 1  S 1 Pfl 2 SWS 1 LP  
Modulprüfung  Keine (modulübergreifende Prüfung, siehe Modul Ex2) 
Gesamt  8 SWS 9 LP  
Zugangsvoraussetzung keine 

 
Pflichtmodul Ex2: Experimentalphysik 2 

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester 

Verpflich-
tungs-
grad  

SWS LP Studienleistungen 

Experimentalphysik 2 V 2 Pfl 4 SWS 8 LP Klausur (Umfang 120 Min., 
Bearbeitungszeit maximal 
180 Min.)   

Übungen zur 
Experimentalphysik 2 

Ü 2 Pfl 2 SWS  

Tutorium 2  S 2 Pfl 2 SWS 1 LP  
Modulprüfung  Modulübergreifende mündliche Abschlussprüfung über den Stoff der 

Vorlesungen Experimentalphysik 1 und 2 (30-45 Min.). Die Note geht mit 
einem Gewicht von 18 LP in die Gesamtbachelornote ein, siehe auch 
§16(5). Die Zulassung zur mündlichen Prüfung erfolgt nach Bestehen der 
Klausuren zu den Modulen Ex1 und Ex2. 

Gesamt  8 SWS 9 LP  
Zugangsvoraussetzung keine 

 
Pflichtmodul Ex3: Experimentalphysik 3  

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester 

Verpflichtungsgrad  SWS LP Studienleistungen 

Wellen und 
Quantenphysik 

V 3 Pfl 4 SWS 8 LP  

Übungen zur Wellen und 
Quantenphysik 

Ü 3 Pfl 2 SWS  

Modulprüfung  Klausur (Umfang 120 Min., Bearbeitungszeit maximal 180 Min.).  
Gesamt  6 SWS 8 LP  
Zugangsvoraussetzung keine 
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Pflichtmodul Ex-A:  „Atom- und Quantenphysik“ 
Lehrveranstaltung 

 
Art Regel-

semester 
Verpflich-
tungsgrad  

SWS LP Studienleistungen 

Atom- und Quantenphysik V 5-6 WPfl 4 SWS 7 LP  
Übungen Atom- und 
Quantenphysik 

Ü 5-6 WPfl 2 SWS  

Modulprüfung Klausur (Umfang 120 Min., Bearbeitungszeit maximal 180 Min.)   oder 
mündliche Prüfung (30 Min.) 

Gesamt  6 SWS 7 LP  
Zugangsvoraussetzung Keine 

 
Pflichtmodul Ex-B:  „Kern-, Teilchen- und Astrophysik“ 

Lehrveranstaltung 
 

Art Regel-
semester 

Verpflich-
tungsgrad  

SWS LP Studienleistungen 

Kern-, Teilchen- und 
Astrophysik 

V 4-6 WPfl 4 SWS 7 LP  

Übungen Kern-, Teilchen- 
und Astrophysik 

Ü 4-6 WPfl 2 SWS  

Modulprüfung Klausur (Umfang 120 Min., Bearbeitungszeit maximal 180 Min.)   oder 
mündliche Prüfung (30 Min.) 

Gesamt  6 SWS 7 LP  
Zugangsvoraussetzung Keine 

 
Pflichtmodul Ex-C:  „Physik kondensierter Materie“ 

Lehrveranstaltung 
 

Art Regel-
semester 

Verpflich-
tungsgrad  

SWS LP Studienleistungen 

Physik kondensierter 
Materie 

V 4-6 WPfl 4 SWS 7 LP  

Übungen Physik 
kondensierter Materie 

Ü 4-6 WPfl 2 SWS  

Modulprüfung Klausur (Umfang 120 Min., Bearbeitungszeit maximal 180 Min.)   oder 
mündliche Prüfung (30 Min.) 

Gesamt  6 SWS 7 LP  
Zugangsvoraussetzung keine 
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Theoretische Physik 

Pflichtmodul TM: Theoretische Methoden   
Lehrveranstaltung Art Regelsemester Verpflich-

tungs-
grad  

SWS LP Studienleistungen 

Mathematische  
Rechenmethoden  

 V 1 Pfl 3 
SWS 

 
 
 
5 LP 
 

Klausur (Umfang 120 
Min., Bearbeitungszeit 
maximal 180 Min.) 

Übungen zu 
Mathematische 
Rechenmethoden 

  Ü 1 Pfl 2 
SWS 

 
 

Programmieren für die 
Physik  

  V 1 Pfl 2 
SWS 

 
3 LP 

 

Übungen zu 
Programmieren für die 
Physik 

  Ü 1 Pfl 2 
SWS 

 

Modulprüfung  Keine. Das Modul ist unbenotet.  
Gesamt   11 

SWS 
8 LP  

Zugangsvoraussetzung Keine 
 

Pflichtmodul Th1: Theoretische Physik 1 
Lehrveranstaltung Art Regel-

semester 
Verpflich-
tungsgrad  

SWS LP Studienleistungen 

Theoretische Mechanik   V 3 Pfl 4 SWS 8 LP  
Übungen zur 
Theoretischen Mechanik 

  Ü 3 Pfl 2 SWS  

Modulprüfung Klausur (Umfang 120 Min., Bearbeitungszeit maximal 180 Min.).  
Gesamt  6 SWS 8 LP  
Voraussetzungen formal keine; das Modul baut auf das Modul TM auf. 
 

Pflichtmodul Th2: Theoretische Physik 2 
Lehrveranstaltung Art Regel-

semester 
Verpflich-
tungsgrad  

SWS LP Studienleistungen 

Elektrodynamik   V 3 Pfl 4 SWS 8 LP  
Übungen zur 
Elektrodynamik   

  Ü 3 Pfl 2 SWS  

Modulprüfung Klausur (Umfang 120 Min., Bearbeitungszeit maximal 180 Min.).  
Gesamt  6 SWS 8 LP  
Voraussetzungen formal keine; das Modul baut auf das Modul Th1 auf. 
 

Pflichtmodul Th3: Theoretische Physik 3  
Lehrveranstaltung Art Regelsemester Verpflich-

tungs-
grad  

SWS LP Studienleistungen 

Quantenmechanik   V 4 Pfl 4 
SWS 

9 LP  

Übungen zur 
Quantenmechanik 

  Ü 4 Pfl 2 
SWS 

 

Modulprüfung Klausur (Umfang 120 Min., Bearbeitungszeit maximal 180 Min.).  
Gesamt  6 

SWS 
9 LP  

Zugangsvoraussetzung formal keine; das Modul baut auf die Module Th1 und Th2 auf. 
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Pflichtmodul Th4: Theoretische Physik 4 
Lehrveranstaltung Art Regelsemester Verpflich-

tungs-
grad  

SWS LP Studienleistungen 

Statistische Physik   V 5 Pfl 4 
SWS 

9 LP  

Übungen zu Statistische 
Physik 

  Ü 5 Pfl 2 
SWS 

 

Modulprüfung Klausur (Umfang 120 Min., Bearbeitungszeit maximal 180 Min.).  
Gesamt  6 

SWS 
9 LP  

Zugangsvoraussetzung formal keine; das Modul baut auf die Module Th1-Th3 auf. 
 

Praktika 
 

Pflichtmodul P1: Grundpraktikum 
Lehrveranstaltung Art Regel-

semester 
Verpflich-

tungs-
grad  

SWS LP Studienleistungen 

Grundpraktikum 1   P 1 Pfl 4 SWS 6 LP Vor- und Haupttestate 
Grundpraktikum 2   P 2 Pfl 4 SWS 6 LP Vor- und Haupttestate 
Modulprüfung *) Kumulativ über Summe der mündlichen Vor- und schriftlichen Haupt-

testate. Die Grundpraktika werden nicht benotet.  
Gesamt  8 SWS 12 LP  
Zugangsvoraussetzung formal keine; das Modul baut auf die Module Ex1 und Ex2 auf.  

 
Pflichtmodul P2: Fortgeschrittenen Praktikum (Bachelor) 

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester 

Verpflich-
tungs-
grad  

SWS LP Studienleistungen 

Fortgeschrittenen Praktikum 
Teil 1 

  P 5 Pfl 4 SWS 5 LP Vortestate 

Fortgeschrittenen Praktikum 
Teil 2 

  P 6 Pfl 4 SWS 5 LP    Vortestate 

Modulprüfung Portfolio über die Versuche von Teil (1) und (2). 
Gesamt  8 SWS 10 LP  
Zugangsvoraussetzung formal keine; das Modul baut auf die Module Ex1-3 auf. 

 
Mathematik 

 
Pflichtmodul Math1: Mathematik 1 

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester 

Verpflich-
tungsgrad  

SWS LP Studienleistungen 

Mathematik für Physiker 1   V 1 Pfl 4 SWS  
 
9 LP 

Klausur (Umfang 
120 Min., 
Bearbeitungszeit 
maximal 180 Min.). 

Übungen zur Mathematik für 
Physiker 1 

  Ü 1 Pfl 2 SWS  

Tutorium zur Mathematik für 
Physiker 1 

  T 1 Pfl 2 SWS  

Modulprüfung  Keine. Das Modul ist unbenotet. 
Gesamt   8 SWS 9 LP  
Zugangsvoraussetzung keine 
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Pflichtmodul Math2: Mathematik 2 
Lehrveranstaltung Art Regel-

semester 
Verpflich-
tungsgrad  

SWS LP Studienleistungen 

Mathematik für Physiker 2   V 2 Pfl 4 SWS  
 
9 LP 

 
Übungen zur Mathematik für 
Physiker 2a 

  Ü 2 Pfl 2 SWS  

Tutorium zur Mathematik für 
Physiker 2 

  T 2 Pfl 2 SWS  

Modulprüfung Klausur (Umfang 120 Min., Bearbeitungszeit maximal 180 Min.). Siehe 
auch §16 (5) Satz 1. 

Gesamt   8 SWS  9 LP  
Zugangsvoraussetzung keine  
 

Pflichtmodul Math3: Mathematik 3a 
Lehrveranstaltung Art Regel-

semester 
Verpflich-
tungsgrad  

SWS LP Studienleistungen 

Mathematik für Physiker 3a   V 3 / 4 Pfl 3 SWS  
7 LP 

 
Übungen zur Mathematik für 
Physiker 3a 

  Ü 3 / 4 Pfl 2 SWS  

Modulprüfung Klausur (Umfang 120 Min., Bearbeitungszeit maximal 180 Min.).  
Gesamt  5 SWS 7 LP  
Zugangsvoraussetzung Keine 
  

Pflichtmodul Math3: Mathematik 3b 
Lehrveranstaltung Art Regel-

semester 
Verpflich-
tungsgrad  

SWS LP Studienleistungen 

Mathematik für Physiker 3b   V 3 / 4 Pfl 3 SWS  
7 LP 

 
Übungen zur Mathematik für 
Physiker 3b 

  Ü 3 / 4 Pfl 2 SWS  

Modulprüfung Klausur (Umfang 120 Min., Bearbeitungszeit maximal 180 Min.).  
Gesamt  5 SWS 7 LP  
Zugangsvoraussetzung Keine 

 
Seminare 

 
Pflichtmodul S: Wissenschaftskommunikation und Kompetenzerwerb 

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester 

Verpflich-
tungsgrad  

SWS LP Studienleistungen 

Physik- und 
Kompetenzseminar 

  S 5 Pfl 2 SWS 4 LP  

Seminar zu 
Abschlussarbeiten 

  S 5 Pfl 1 SWS 1 LP Besuch der 
Einführungsveranstaltung und 
von mindestens 4 V der 
weiteren Termine.  

Modulprüfung Die Benotung beruht auf der Beurteilung des Vortrags am Vortragstag des 
„Physik- und Kompetenzseminars“ sowie auf der Qualität des Posters und der 
schriftlichen Zusammenfassung.  

Gesamt  3 SWS 5 LP  
Zugangsvoraussetzung Keine 
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Bachelorarbeit 
 

Pflichtmodul BA: Bachelor-Arbeit 
Lehrveranstaltung Art Regel-

semester 
Verpflich-
tungsgrad  

SWS LP Studienleistung 
 

Bachelor-Arbeit    6 Pfl.  12 LP  
Abschlusskolloquium  6 Pfl.    1 LP  
Modulprüfung Schriftliche Bachelorarbeit mit Abschlusskolloquium (30 Min.). Die Note der 

Modulprüfung wird gemäß § 16 aus dem arithmetischen Mittel der Note der 
Bachelorarbeit und des Abschlusskolloquiums gebildet; dabei wird die Note 
der Bachelorarbeit und des Abschlusskolloquiums im Verhältnis 5:1 
gewichtet. 

Gesamt   13 LP  
Zugangsvoraussetzung Gemäß § 14 Absatz (4) der Prüfungsordnung 
 
 
 
Wahlmodule 
 

Mathematische Grundlagen 
 

Modul MG: Mathematische Grundlagen 
Lehrveranstaltung Art Regel-

semester 
Verpflich-
tungsgrad  

SWS LP Studienleistungen 

Mathematische 
Grundlagen1 

  V 1 W 3 SWS  
 
5 LP 

Klausur (Umfang 
120 Min., 
Bearbeitungszeit 
maximal 180 Min.). 

Übungen zur Mathematische 
Grundlagen 

  Ü 1 W 2 SWS  

Modulprüfung  Keine. Das Modul ist unbenotet. 
Gesamt   5 SWS 5 LP  
Zugangsvoraussetzung keine 
 

Physikalische Wahlmodule 
 

Wahlpflichtmodul MmS: Messmethoden (Signalverarbeitung) 
Lehrveranstaltung Art Regel-

semester 
Verpflich-

tungs-
grad  

SWS LP Modulteilprüfungen 

Signalverarbeitung   V 4 W 3 SWS 6 LP Klausur (Umfang 120 Min., 
Bearbeitungszeit maximal 
180 Min.) 

Übungen zu Signalverarbei-
tung  

  Ü 4 W 1 SWS  

Praktikum zur Signalverar-
beitung 

  P 4 W 3 SWS 3 LP Portfolio 
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Modulprüfung Vorlesung: Klausur (Umfang 120 Min., Bearbeitungszeit maximal 180 
Min.).   
Praktikum: Portfolio über die Versuche. 
Bei der Teilnahme am Praktikum wird die Note der Modulprüfung aus dem 
gewichteten Mittel der Klausurnote (2/3) und der Note des Praktikums 
(1/3) bestimmt. In diesem Fall müssen beide Teilnoten mindestens 
„ausreichend“ sein.  

Gesamt (mit Praktikum)  7 SWS 9 LP  
Gesamt (ohne Praktikum)  4 SWS 6 LP  
Zugangsvoraussetzung Keine 
 

Wahlpflichtmodul MmE: Messmethoden (Elektronik) 
Lehrveranstaltung Art Regel-

semester 
Verpflich-

tungs-
grad  

SWS LP Modulteilprüfungen 

Elektronik   V 5 W 3 SWS 6 LP Klausur (Umfang 120 Min., 
Bearbeitungszeit maximal 
180 Min.)  

Übungen zu Elektronik   Ü 5 W 1 SWS  
Praktikum zur Elektronik   P 5 W 3 SWS 3 LP Portfolio  
Modulprüfung Vorlesung: Klausur (Umfang 120 Min., Bearbeitungszeit maximal 180 

Min.).  
Praktikum: Portfolio über die Versuche. 
 Bei der Teilnahme am Praktikum wird die Note der Modulprüfung aus 
dem gewichteten Mittel der Klausurnote (2/3) und der Note des Praktikums 
(1/3) bestimmt. In diesem Fall müssen beide Teilnoten  mindestens 
„ausreichend“ sein. 

Gesamt (mit Praktikum)  7 SWS 9 LP  
Gesamt (ohne Praktikum)  4 SWS 6 LP  
Zugangsvoraussetzung Keine 
 

Wahlpflichtmodul CW: Computer in der Wissenschaft 
Lehrveranstaltung Art Regel-

semester 
Verpflich-

tungs-
grad  

SWS LP Studienleistungen 

Computer in der 
Wissenschaft 

  V 5 W 2 SWS 3 LP  

Computer Praktikum   P 5 W 3 SWS 3 LP  
Modulprüfung Portfolio über die durchgeführten Versuche. 
Gesamt  5 SWS 6 LP  
Zugangsvoraussetzung Keine 
 

Modul Th5: Theoretische Physik 5  
Lehrveranstaltung Art Regelsemester Verpflich-

tungs-
grad  

SWS LP Studienleistungen 

Quantenmechanik II   V 6 W 4SWS  9 LP  
Übungen zu 
Quantenmechanik II 

  Ü 6 W 2SWS   

Modulprüfung Klausur (Umfang 120 Min., Bearbeitungszeit maximal 180 Min).   
Gesamt  6 SWS 9 LP  
Zugangsvoraussetzung formal keine; das Modul  baut auf die Module Th1-Th4 auf. 
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Modul SV: Spezialvorlesung  
Lehrveranstaltung Art Regelsemester Verpflich-

tungs-
grad  

SWS LP Studienleistungen 

Spezialvorlesung   V 6 W 3SWS  6 LP  
Übungen zur 
Spezialvorlesung 

  Ü 6 W 1SWS   

Modulprüfung Klausur (Umfang 120 Min., Bearbeitungszeit maximal 180 Min). 
Gesamt  4 SWS 6 LP  
Zugangsvoraussetzung formal keine. 

 
Physiknahe Wahlmodule 

 
Modul FnM: Fachnahe Veranstaltung 
gemäß Angebot der kooperierenden Einrichtungen  

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester 

Verpflich-
tungs-
grad  

SWS LP Studienleistungen 
 

Physiknahe Veranstaltung V/P 5  
 

gemäß 
Angebot 
 

 Gemäß Vorgaben 
der kooperierenden 
Einrichtungen 

Übungen zur Physiknahen  
Veranstaltung 

  Ü 5 

Modulprüfung Gemäß Vorgaben der kooperierenden Einrichtungen, siehe auch §16 (5) 
Gesamt  ca. 

3-9 SWS 
  

Anmerkung: Im Bereich physiknahe Wahlmodule können mehrere Veranstaltungen gewählt werden. 
 

 
Modul Erweiterte Kompetenzen 

 
Modul EK: Erweiterte Kompetenzen 

gemäß Angebot der kooperierenden Einrichtungen  
Lehrveranstaltung Art Regel-

semester 
Verpflich-

tungs-
grad  

SWS LP Studienleistungen 
 

Fachübergreifende 
Lehrveranstaltung 

  V 1 W 
 
 

gemäß 
Angebot 
ca 2-3 
SWS 

bis 6 LP 
einbringbar 

Gemäß Vorgaben 
der kooperierenden 
Einrichtungen Übungen zur 

Fachübergreifende 
Lehrveranstaltung 

  Ü 1 

Physikferne Veranstaltung V/P 5 W 
 

gemäß 
Angebot 
ca 2-6 
SWS 

Bis 6 LP 
einbringbar 

Gemäß Vorgaben 
der kooperierenden 
Einrichtungen 

Übungen zur Physiknahen  
Veranstaltung 

  Ü 5 

Ferienpraktikum 
Sommerstudierendenprogramm 

P 5 W  Bis 3 LP 
einbringbar 

Abschlussbericht 

Modulprüfung Das Modul ist unbenotet und gilt als bestanden, wenn die 
Studienleistungen in der „Fachübergreifenden Lehrveranstaltung“, der 
„Physiknahen Veranstaltung“, oder dem 
Ferienpraktikum/Sommerschule erbracht wurden.  

Gesamt  ca. 
2-6 
SWS 

bis 6 LP 
einbring-
bar 
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Nebenfach 
 

Modul NF: Nichtphysikalisches Fach mit Wahlmöglichkeit 
gemäß Angebot der kooperierenden Einrichtungen (siehe Modulhandbuch) 

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester 

Verpflich-
tungs-
wgrad  

SWS LP Studienleistungen 
 

Nichtphysikalisches Fach   V 3     
ggfs. Übungen zum 
Nichtphysikalischen Fach 

  Ü 3 W    

ggfs. Praktikum zum 
Nichtphysikalischen Fach 

  P 3 W    

Nichtphysikalisches Fach   V 4 W    
ggfs. Übungen zum 
Nichtphysikalischen Fach 

  Ü 4 W    

ggfs. Praktikum zum 
Nichtphysikalischen Fach 

  P 4 W    

Modulprüfung gemäß Vorgaben der kooperierenden Einrichtungen; siehe auch §16 (5).   
Gesamt   6 SWS  9 LP  
Zugangsvoraussetzung Keine 
 

 
 

Artikel 2 

(1) Die Änderung der Ordnung für die Prüfung im Bachelorstudiengang „Physik“ an der 
Johannes Gutenberg-Universität Mainz tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im 
Veröffentlichungsblatt der JGU in Kraft. Sie gilt für Studierende, die ab dem Wintersemester 
2023/24 in den Bachelorstudiengang „Physik“ an der Johannes Gutenberg-Universität Mainz 
eingeschrieben werden. 

(2) Studierende, die ihr Studium vor dem Wintersemester 2023/24 aufgenommen haben, 
können ihr Studium bis einschließlich Sommersemester 2030 nach der Ordnung des 
Fachbereichs 08 für die Prüfung im Bachelorstudiengang Physik vom 20. September 2010, 
zuletzt geändert durch Ordnung vom 9. April 2019 (Veröffentlichungsblatt der Johannes 
Gutenberg-Universität Mainz, Nr. 05/2019, S. 239), fortsetzen. Das Recht nach dieser 
Ordnung geprüft zu werden, kann längstens bis einschließlich Sommersemester 2031 
ausgeübt werden. § 26 Abs. 5 HochSchG ist anzuwenden. 

 

Mainz, den 27.07.2023 

 

Der Dekan des 

Fachbereichs 08 – Physik, Mathematik und Informatik 

Univ.-Prof. Dr. Patrick Windpassinger 
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Erste Satzung zur Änderung der  
Satzung des Studierendenwerk Mainz vom 07.10.2021 

vom 04.07.2023 
 

Der Verwaltungsrat des Studierendenwerk Mainz hat am 04.07.2023 aufgrund des § 113 

Abs. 1 Nr. 1a des Hochschulgesetzes (HochSchG) in der Fassung vom 23.09.2020 (GVBl. 

S. 461), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.07.2021 (GVBl. S. 453), BS 223-41, die 

nachfolgende Erste Satzung zur Änderung der Satzung des Studierendenwerk Mainz vom 

07.10.2021 beschlossen. Diese hat das Ministerium für Wissenschaft und Gesundheit 

gemäß § 116 Abs. 2 Satz 1 HochSchG mit Schreiben vom 20.07.2023 genehmigt. 

 

Artikel 1 

§ 8 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt: 

„Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer wird durch eine ständige Stellvertreterin 

oder einen ständigen Stellvertreter vertreten. 

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Absätze 4 und 5. 

 

Artikel 2 

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in allen hochschuleigenen 

Publikationsorganen im Zuständigkeitsbereich des Studierendenwerk Mainz in Kraft. 

 

 

Mainz, den 25.07.2023 

 

 

 

                                 Univ.-Prof. Dr. Roland Euler 

        (Vorsitzender des Verwaltungsrates des Studierendenwerk Mainz) 
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Zweite Ordnung zur Änderung der Studienordnung 
für den Studiengang Zahnmedizin an der 
Johannes Gutenberg-Universität Mainz  

vom 03.08.2023 
(Veröffentlichungsblatt der Johannes Gutenberg-Universität Mainz,  

Nr. 07/2023 vom 16.08.2023) 

 

 
Auf Grund des § 7 Abs. 2 Nr. 2 und des § 86 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 des Hochschulgesetzes vom 
23.09.2020 (GVBL. 2020, 461), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.07.2021  
(GVBL. S. 453), BS 223-41, hat der Fachbereichsrat der Universitätsmedizin der Johannes 
Gutenberg-Universität Mainz am 06. Juli 2023 die nachstehende Studienordnung für den 
Studiengang Zahnmedizin an der Johannes Gutenberg-Universität Mainz beschlossen. Sie 
wird hiermit bekannt gemacht.“ 

 
 

Artikel 1 
 

Die Studienordnung für den Studiengang Zahnmedizin an der Johannes Gutenberg-
Universität Mainz vom 10. September 2021 (Veröffentlichungsblatt der Johannes Gutenberg-
Universität Mainz, Nr. 10/2021, S. 400), zuletzt geändert mit der Ordnung vom 03. Juni 2022 
(Veröffentlichungsblatt der Johannes Gutenberg-Universität Mainz, Nr. 5/2022, S. 604) wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 6 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „vermittelt eine Ausbildung“ durch die Worte „bietet 
ein Kerncurriculum an (Anlage 1)“ ersetzt. 

2. § 7 Abs. 3 Satz 2 wird gestrichen 

3. § 8 erhält folgende Fassung: 

„Darüber hinaus werden zusätzliche Wahlunterrichtsveranstaltungen angeboten, die der 
Vertiefung oder Ergänzung des in der ZApprO vorgeschriebenen Studiums dienen: 

a) Studierende können bis zum Ersten Abschnitt der Zahnärztlichen Prüfung von der 
Universität angebotene Wahlfächer ableisten. Sofern der oder die Studierende ein Wahlfach 
ableistet, werden die in dem Wahlfach erbrachten Leistungen benotet.   (ZApprO §10) 

b) Studierende haben bis zum Dritten Abschnitt der Zahnärztlichen Prüfung ein weiteres 
Wahlfach abzuleisten. Sie können aus den von der Universität angebotenen Wahlfächern frei 
wählen. Die in dem Wahlfach erbrachten Leistungen werden benotet.   (ZApprO §11)“ 
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4. § 14 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Den Studierenden wird das Tätigkeitsfeld eines Zahnmediziners / einer Zahnmedizinerin 
näher gebracht (Berufsfelderkundung) und sie eignen sich die Grundlagen der 
medizinischen und zahnmedizinischen Terminologie an.“ 

5. § 15 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„Aufbauend auf dem ersten Studienabschnitt der Zahnärztlichen Ausbildung werden im 
zweiten Studienabschnitt der Zahnärztlichen Ausbildung die für die Zahnärztin oder den 
Zahnarzt erforderlichen zahnmedizinischen, radiologischen, werkstoffkundlichen und 
zahntechnischen Grundlagen vertieft und die klinisch-zahnmedizinischen 
Zusammenhänge auf der Grundlage der Lernzielkataloge der Fachgebiete fall- und 
problemorientiert sowie fachbezogen und fächerverbindend vermittelt.“ 

6. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Aufbauend auf dem ersten und zweiten Studienabschnitt der Zahnärztlichen Ausbildung 
werden im dritten Studienabschnitt der Zahnärztlichen Ausbildung die für die Zahnärztin 
oder den Zahnarzt erforderlichen zahnmedizinischen, radiologischen, werkstoffkundlichen 
und zahntechnischen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten vertieft und die klinisch-
zahnmedizinischen Zusammenhänge auf der Grundlage der Lernzielkataloge der 
Fachgebiete fall- und problemorientiert sowie fachbezogen und fächerverbindend 
vermittelt.“ 

b) Folgender neuer Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Voraussetzung für die Zulassung in die folgenden Unterrichtsveranstaltungen mit 
Leistungsnachweisen des dritten Studienabschnitts der Zahnärztlichen Ausbildung (linke 
Spalte) ist der erfolgreiche Abschluss der in der rechten Spalte aufgeführten 
Unterrichtsveranstaltung. 
 

In Härtefällen und in begründeten Ausnahmefällen kann eine andere Regelung in 
Absprache mit der Leiterin oder dem Leiter der Unterrichtsveranstaltung und der oder dem 
Beauftragten für das Studium der Zahnmedizin bzw. der Prodekanin oder dem Prodekan 
für Studium und Lehre getroffen werden. 

 

Unterrichtsveranstaltungen mit 
Leistungsnachweisen 

Voraussetzung 

Integrierter Behandlungskurs II Integrierter Behandlungskurs I 

Integrierter Behandlungskurs III Integrierter Behandlungskurs II 

Integrierter Behandlungskurs IV Integrierter Behandlungskurs III 

Operationskurs II Operationskurs I 

Praktikum der kieferorthopädischen 
Diagnostik und Therapie II 

Praktikum der kieferorthopädischen 
Diagnostik und Therapie I 

„ 
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7. In § 17 Abs. 6 Satz 1 werden die Worte „der Besuch“ gestrichen. 

8. In § 19 Abs. 5 werden die Worte „dringend empfohlenen“ gestrichen.  

9. Die Anlage 1 Studienplan erhält folgende Fassung: 

„ 

Unterrichtsveranstaltungen im ersten Abschnitt der 
Zahnärztlichen Ausbildung   

 

 

 1. Studienabschnitt 1. - 4. Semester SWS Semester Regelmäßige 
Teilnahme 

Unterrichtsveranstaltungen mit Leistungsnachweis      

Praktikum der Chemie für Studierende der Zahnmedizin 3 1 x 

Übung der medizinischen Terminologie  1,5 1 x 

Praktikum der Berufsfelderkundung 2,5 1 und 4 x 

Praktikum der Physik für Studierende der Zahnmedizin  3 2 x 

Praktikum der Zahnmedizinischen Propädeutik mit Schwerpunkt 
Präventive Zahnheilkunde 4 2 x 

Praktikum der mikroskopischen Anatomie  5 2 oder 3 x 

Praktikum der makroskopischen Anatomie  8 2 oder 3 x 

Praktikum der Biochemie und Molekularbiologie 5,5 3 x 

Praktikum der Physiologie 7,5 4 x 

Praktikum der Zahnmedizinischen Propädeutik mit Schwerpunkt 
Dentale Technologie 4 3 x 

Wahlfach 2 2 oder 3  

   
 

Unterrichtsveranstaltungen ohne Leistungsnachweis      

Chemie für Zahnmediziner 3 1  

Begleitseminar zum chemischen Praktikum 1,5 1  

Biologie 2 1  

Physik für Zahnmediziner 3 1  

Vorlesung der Zahnmedizinischen Propädeutik mit Schwerpunkt 
Präventive Zahnheilkunde I und II 2 1 und 2  

Vorlesung Berufsfelderkundung I und II 2 1 und 4  
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Begleitseminar zum physikalischen Praktikum 1,5 2  

Vorlesungen der Anatomie                                   11 SWS    

                     Neuroanatomie für Zahnmediziner  2 1 oder 2  

                     Anatomie I für Zahnmediziner 3 2 oder 3  

                     Entwicklungsgeschichte für Zahnmediziner 2 2 oder 3  

                     Histologie für Zahnmediziner 4 2 oder 3  

Physiologie I und II 9 3 und 4  

Vorlesung der Biochemie und Molekularbiologie I und II 9 3 und 4  

Vorlesung der Zahnmedizinischen Propädeutik mit Schwerpunkt 
Dentale Technologie 2 3   

    

Unterrichtsveranstaltungen im zweiten Abschnitt der 
Zahnärztlichen Ausbildung      

 2. Studienabschnitt 5. + 6. Semester SWS Semester  

Unterrichtsveranstaltungen mit Leistungsnachweis      

Praktikum der zahnärztlichen Prothetik am Phantom 18 5 x 

Praktikum zahnärztlich-chirurgischen Propädeutik und Notfallmedizin 4 5 x 

Praktikum Zahnerhaltungskunde am Phantom 18 6 x 

Praktikum der Kieferorthopädischen Propädeutik und Prophylaxe 6 6 x 

Radiologie Praktikum          3,5 6 x 

Radiologie Praktikum (Behandlung) 0,5 6 x 

QB Klinische Werkstoffkunde 2 5 oder 6  

QB Wissenschaftliches Arbeiten mit den Schwerpunkten 
medizinische Biometrie, medizinische Informatik, Literaturrecherche 
und -bewertung und evidenzbasierte Medizin I 

1 5 oder 6 

 

QB Notfallmedizin I / II               1 6  

QB Schmerzmedizin I / II               1 6  

QB Orale Medizin und systemische Aspekte I / II               1 6  

QB Erkrankungen im Kopf-Hals-Bereich I / II               1 6  
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Unterrichtsveranstaltungen ohne Leistungsnachweis      

 zahnärztliche Prothetik am Phantom 2 5  

zahnärztliche-chirurgischen Propädeutik und Notfallmedizin 2 5  

Radiologie  3 5   

 Zahnerhaltungskunde am Phantom 2 6  

Kieferorthopädische Propädeutik und Prophylaxe 2 6  

    

Unterrichtsveranstaltungen im dritten Abschnitt der 
Zahnärztlichen Ausbildung      

 3. Studienabschnitt 7. - 10. Semester SWS Semester  

Unterrichtsveranstaltungen mit Leistungsnachweis      

Praktikum in der Klinik oder Poliklinik für Zahn-, Mund- und 
Kieferkrankheiten I und II 1,5 7 und 10 x 

Praktikum der zahnmedizinischen Diagnostik und 
Behandlungsplanung I und II 2,5 7 und 10 x 

Praktikum der kieferorthopädischen Diagnostik und Therapie I und II 4 8 und 10 x 

Sem.  der kieferorthopädischen Diagnostik und Therapie I und II 2 8 und 10 x 

Operationskurs I und II (Phantom) 2 7  x 

Operationskurs I und II (Behandlung) 4 8 und 9 x 

Operationskurs I und II  4 9 und 10 x 

Integrierter Kurs I 7 7 x 

Integrierter Kurs II 7 8 x 

Integrierter Kurs III 7 9 x 

Integrierter Kurs IV 7 10 x 

Integrierter Kurs I (Seminar) 2 7 x 

Integrierter Kurs II (Seminar) 2 8 x 

Integrierter Kurs III (Seminar) 2 9 x 

Integrierter Kurs IV (Seminar) 2 10 x 

Fach Pathologie                2 7 oder 8  

Fach Pharmakologie und Toxikologie 2 9 oder 10  
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Fach Hygiene, Mikrobiologie und Virologie 2 9 oder 10  

Fach Innere Medizin einschließlich Immunologie I und II 4 9 und 10  

Fach Dermatologie und Allergologie 2 9 oder 10  

Fach Berufskunde und Praxisführung 2 9 oder 10  

QB Notfallmedizin (Praktikum) 1 7 x 

QB Notfallmedizin I /II                    1 7  

QB Schmerzmedizin I/II 1  7  

QB Orale Medizin und systemische Aspekte I/II 1  7  

QB Erkrankungen im Kopf-Hals-Bereich I/ II 1  7  

QB Medizin und Zahnmedizin des Alterns und des alten Menschen I 
/ II  2 7 und 8   

QB Gesundheitswissenschaften mit den Schwerpunkten 
Epidemiologie, Prävention, Gesundheitsförderung, Öffentliche 
Gesundheitspflege und Gesundheitsökonomie, 

0,5 9 oder 10 
 

QB Ethik und Geschichte der Medizin und Zahnmedizin 0,5 9 oder 10  

QB Wissenschaftliches Arbeiten mit den Schwerpunkten 
medizinische Biometrie, medizinische Informatik, Literaturrecherche 
und -bewertung und evidenzbasierte Medizin II 

1 9 oder 10 
 

Wahlfach 2 8 x 

   
 

Unterrichtsveranstaltungen ohne Leistungsnachweis      

Vorlesung der Klinik oder Poliklinik für Zahn-, Mund- und 
Kieferkrankheiten I und II 4 7 und 10  

zahnmedizinische Diagnostik und Behandlungsplanung I und II  2 7 und 10  

Vorlesung Operationskurs I und II 2 7 und 8  

Vorlesung der kieferorthopädischen Diagnostik und Therapie I und II 4 7 und 8  

Integrierter Kurs I-IV 3,5 7  

Integrierter Kurs I-IV 3,5 8  

Integrierter Kurs I-IV 3,5 9  

Integrierter Kurs I-IV 3,5 10  
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“ 
 

Artikel 2 

Inkrafttreten der Änderungen 
 

Diese Änderung der Studienordnung für den Studiengang Zahnmedizin an der Johannes 
Gutenberg-Universität Mainz tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im 
Veröffentlichungsblatt der Johannes Gutenberg-Universität Mainz in Kraft.  

 

Mainz, den 03.08.2023 

Der Wissenschaftliche Vorstand 

des Fachbereichs 04 - Universitätsmedizin 

der Johannes Gutenberg-Universität Mainz 

 

Univ.-Prof. Dr. U. Förstermann 
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Ordnung für 
Berufungsverfahren 

der Johannes Gutenberg-Universität Mainz 
(Berufungsordnung) 
vom 10. August 2023 

 
 
Aufgrund des § 50 Abs. 3 des Hochschulgesetzes Rheinland-Pfalz (HochSchG) vom 
23. September 2020 (GVBl. S. 461), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Juli 2021 (GVBl. 
S. 453), BS 223-41, hat der Senat der Johannes Gutenberg-Universität Mainz am 
26. Mai 2023 die folgende Ordnung erlassen. Die Teile drei bis sieben dieser Ordnung hat 
das Ministerium für Wissenschaft und Gesundheit mit Schreiben vom 7. August 2023, Az: 
7211-0001#2023/0001-1501 15312, genehmigt. Sie wird hiermit bekannt gemacht. 
 
 

Inhaltsübersicht 
 
Präambel 
 

Teil 1 
Allgemeine Bestimmungen 

 
§  1 Geltungsbereich 
 

Teil 2 
Berufungsverfahren 

 
§  2 Vorprüfung und Ausschreibung 
§  3 Beteiligung der Gleichstellungsbeauftragten 
§  4 Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung 
§  5 Berufungskommission 
§  6 Besetzungsvorschlag 
§  7 Hausberufung 
 

Teil 3 
Berufungen unter Ausschreibungsverzicht 

 
§  8 Verstetigung /Entfristung von Professuren und Juniorprofessuren, 

 § 50 Abs. 1 Satz 4 Nr. 1 und 3 HochSchG 
§  9  Berufung auf eine höherwertige Professur (Wechsel des Amtes), 

 § 50 Abs. 1 Satz 4 Nr. 4 HochSchG 
§ 10 Berufung einer Nachwuchsgruppenleitung auf eine befristete Stelle, 

 § 50 Abs. 1 Satz 4 Nr. 5 HochSchG 
§ 11 Berufung im besonderen Interesse der JGU, 

 § 50 Abs. 1 Satz 4 Nr. 8 HochSchG 
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Teil 4   
Zwischenevaluierungsverfahren im Rahmen der Juniorprofessur, 

§ 54 Abs. 2 Satz 2 HochSchG, und im Rahmen der Berufung mit einer  
Tenure Track-Zusage, § 55 Abs. 2 Nr. 1 HochSchG 

 
§ 12 Geltungsbereich 
§ 13 Gegenstand der Evaluierung, Leistungskriterien 
§ 14 Leistungsvereinbarung 
§ 15 Zwischenevaluierungsverfahren  
§ 16 Evaluierungskommission für die Zwischenevaluierung 
§ 17 Selbstbericht 
§ 18 Bericht der Evaluierungskommission 
§ 19 Ergebnis der Evaluierung 
§ 20 Orientierungsgespräch 
 

Teil 5  
Qualitätssicherung bei Berufungen im Tenure Track-Verfahren 

gemäß § 55 Abs. 3 Satz 2 HochSchG 
 

§ 21 Anwendungsbereich  
§ 22 Tenure Track  
§ 23 Gegenstand der Abschlussevaluierung 
§ 24 Zentrales Tenure-Board 
§ 25 Zusammensetzung der Tenure-Kommissionen der Fachbereiche 
§ 26 Zeitliche Vorgaben  
§ 27 Evaluierungsverfahren 
§ 28 Tenure-Entscheidung 
§ 29 Entscheidung der Präsidentin oder des Präsidenten und Berufung 
 

Teil 6 
Sonderbestimmungen für die Universitätsmedizin bei Berufungen  

im Tenure Track-Verfahren gemäß § 55 HochSchG 
 

§ 30 Leistungskriterien, Orientierungsgespräch bei Dienstantritt, Zwischenevaluierung 
§ 31 Zusammensetzung der Tenure-Kommissionen 
§ 32 Evaluierungsverfahren  
 

Teil 7 
Schlussbestimmung 

 
§ 33  Inkrafttreten 
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Präambel 
 

Die vorliegende Ordnung regelt die Durchführung von Berufungsverfahren. Sie bildet gleich-
sam das als Satzung vom Senat zu beschließende Qualitätssicherungskonzept gemäß den 
einschlägigen hochschulgesetzlichen Vorgaben ab (§ 50 Abs. 3 HochSchG). 
 
 

Teil 1 
Allgemeine Bestimmungen 

 
§ 1 

Geltungsbereich 
 

(1)  Die vorliegende Ordnung ist eine universitäre Satzung gemäß § 50 Abs. 3 HochSchG 
und gilt für die Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU). 

 
(2)  Sofern diese Ordnung keine Sonderbestimmungen enthält, gelten die Regelungen für 

die Fachbereiche, die Fachbereichsräte, die Dekaninnen und Dekane und 
Prodekaninnen und Prodekane für die Hochschule für Musik Mainz und die Kunsthoch-
schule Mainz, ihre Räte, Rektorinnen und Rektoren und Prorektorinnen und Prorektoren 
sowie für den Fachbereich Universitätsmedizin, dessen Fachbereichsrat und den 
Wissenschaftlichen Vorstand entsprechend. 

 
(3) Abs. 2 gilt entsprechend für die Katholisch-Theologische Fakultät und die Evangelisch-

Theologische Fakultät des Fachbereichs Katholische Theologie und Evangelische Theo-
logie, ihre Fakultätsräte, ihre Fakultätsdekaninnen und Fakultätsdekane und Fakultäts-
prodekaninnen und Fakultätsprodekane. Ist der Fachbereich Katholische Theologie und 
Evangelische Theologie zuständig, wird er ausdrücklich genannt. 

 
 

Teil 2 
Berufungsverfahren 

 
§ 2 

Vorprüfung und Ausschreibung 
 
(1) Jede freie oder frei werdende Professur steht zur Disposition.1 Über ihre (Wieder-) Zu-

weisung oder über die Eröffnung des Besetzungsverfahrens entscheidet die Präsidentin 
oder der Präsident auf Basis eines Antrags des jeweiligen Fachbereichs, in dem in der 
Regel die künftige Ausrichtung der Professur, deren strukturelle Einbindung in 
Forschung und Lehre sowie ihre Positionierung im nationalen und internationalen 
Wissenschaftsumfeld dargelegt werden. 

 
(2) Wird dem Antrag stattgegeben, wird, mit Ausnahme der in § 50 Abs. 1 Satz 4 HochSchG 

genannten Fälle, die Stelle auf Vorschlag des zuständigen Fachbereichs rechtzeitig 
öffentlich, in der Regel international, ausgeschrieben. Die Ausschreibung muss Art und 
Umfang der zu erfüllenden Aufgaben enthalten. Der Ausschreibungstext bedarf der Zu-
stimmung der Präsidentin oder des Präsidenten.   

 
 

 
1 Abweichende Regelungen in den staatskirchenrechtlichen Verträgen sind zu beachten. 
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§ 3 
Beteiligung 

 der Gleichstellungsbeauftragten  
 
(1) In Berufungsverfahren muss die Gleichstellung der Geschlechter in allen Phasen der 

Vorbereitung, Planung, Entscheidung und Durchführung berücksichtigt werden. 
 
(2) Die Beteiligung der Gleichstellungsbeauftragten umfasst den gesamten Prozess von der 

Erstellung des Ausschreibungstextes oder der Entscheidung über den Ausschreibungs-
verzicht über die Erstellung des Berufungsvorschlags bis hin zur Ruferteilung. 

 
 

§ 4 
Beteiligung 

 der Schwerbehindertenvertretung 
 

Die Schwerbehindertenvertretung ist in allen Angelegenheiten, die schwerbehinderte 
Menschen als Einzelperson oder als Gruppe berühren, unverzüglich und umfassend zu 
unterrichten und vor einer Entscheidung anzuhören. Sie hat beim Vorliegen von Bewer-
bungen schwerbehinderter Menschen das Recht auf Einsicht in die entscheidungsrelevanten 
Teile der Bewerbungsunterlagen und auf Teilnahme an allen Kommissionssitzungen (§ 178 
SGB IX). 
 

 
§ 5 

Berufungskommission 
 

(1) Der jeweilige Fachbereichsrat hat zu dem von ihm beschlossenen Vorschlag über die 
Zusammensetzung der Berufungskommission das Einvernehmen der Präsidentin oder 
des Präsidenten einzuholen. Darüber hinaus kann die Präsidentin oder der Präsident 
eine auswärtige Fachvertreterin oder einen auswärtigen Fachvertreter benennen.  
 

(2) Bei der Bildung von Berufungskommissionen ist die fachliche Qualifikation der Mitglieder 
im Hinblick auf die zu besetzende Professur ein maßgebliches Auswahlkriterium. In 
diesem Rahmen ist gemäß § 37 Abs. 4 HochSchG bei der Benennung der Kommis-
sionsmitglieder das Prinzip der Geschlechterparität zu beachten und in jedem Fall die 
vorgeschriebene Mindestbeteiligung von Frauen und Männern zu gewährleisten. 
 

(3) Berufungskommissionen gehören an: 
 

1. mehrheitlich Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer; darunter soll mindestens 
eine auswärtige Fachvertreterin oder ein auswärtiger Fachvertreter sein. Ein fachbe-
reichsfremdes Mitglied soll der Berufungskommission angehören, sofern dies nach 
dem Aufgabengebiet der zu besetzenden Stelle sachdienlich ist. 

 
2. Mitglieder der Gruppen gemäß § 37 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und Nr. 3 HochSchG, wobei 

diese zusammen mindestens ein Drittel der Mitglieder der Berufungskommission 
ausmachen sollen. 

 
(4) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Technik und Verwaltung gemäß § 37 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 4 HochSchG können der Berufungskommission angehören. Den vom Fachbereich 
Universitätsmedizin gebildeten Berufungskommissionen für klinische Fächer soll ein 
Mitglied des Vorstands der Universitätsmedizin Mainz angehören. 
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(5) Die Beschlussfassung der Berufungskommission über den Besetzungsvorschlag bedarf 
außer der Mehrheit der anwesenden Mitglieder des Gremiums auch der Mehrheit der 
Stimmen der der Berufungskommission angehörenden Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer gemäß § 5 Abs.1 Nr. 1 Grundordnung. 

 
(6) Die bisherige Stelleninhaberin oder der bisherige Stelleninhaber sowie Fachbereichsan-

gehörige, die der zu berufenden Person weisungsgebunden sein würden, dürfen der 
Berufungskommission nicht angehören. Auf § 4 Abs. 2 der Grundordnung wird 
verwiesen. 

 
(7) Bei gemeinsamen Berufungen mit außeruniversitären Forschungseinrichtungen sollen 

auch Mitglieder der jeweiligen außeruniversitären Einrichtung der Berufungskommission 
angehören. Abs. 3 bleibt unberührt. Hiervon abweichend kann die außeruniversitäre 
Forschungseinrichtung eine eigene Berufungskommission neben der Berufungs-
kommission der JGU nach ihren Regularien bilden. Der Berufungsvorschlag kann nur im 
Konsens zwischen der außeruniversitären Forschungseinrichtung und der JGU erfolgen. 
Das Verfahren gemäß § 6 bleibt hiervon unberührt. 

 
(8) Die Präsidentin oder der Präsident ist über die Sitzungen der Berufungskommission zu 

informieren. Ist eine Berufungskommission in mindestens drei aufeinanderfolgend anbe-
raumten Sitzungen ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes beschlussunfähig, kann sie 
unter Anordnung ihrer Neubildung von der Präsidentin oder dem Präsidenten aufgelöst 
werden.  

 
(9) Berufungskommissionen tagen nicht öffentlich. Eine Beschlussfassung in Personalange-

legenheiten muss in geheimer Abstimmung erfolgen. Die Mitglieder der Berufungs-
kommission sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. 
 

(10) Die Beratungen zur Berufung und alle Unterlagen sind vertraulich. 
 
 

§ 6  
Besetzungsvorschlag 

 
(1) Die Berufungskommission führt das Auswahlverfahren durch und erstellt auf der Grund-

lage der Ergebnisse einen Besetzungsvorschlag. Der Besetzungsvorschlag wird von der 
Berufungskommission als Vorschlag an den zuständigen Fachbereichsrat verabschiedet, 
welcher den endgültigen Besetzungsvorschlag beschließt und diesen an die Präsidentin 
oder den Präsidenten weiterleitet. § 5 Abs. 5 ist zu beachten. Die Präsidentin oder der 
Präsident bereitet die Beschlussfassung des Senats vor. 

 
(2) Im Rahmen des Auswahlverfahrens holt die Dekanin oder der Dekan des zuständigen 

Fachbereichs auf Vorschlag der Berufungskommission zu den in die engere Wahl gezo-
genen Bewerberinnen und Bewerbern in der Regel mindestens zwei vergleichende aus-
wärtige Gutachten ein. Die Auswahl der Gutachterinnen und Gutachter bedarf des Ein-
vernehmens der Präsidentin oder des Präsidenten. Die Präsidentin oder der Präsident 
kann im Einzelfall weitere Gutachten anfordern.  
 

(3) Der Besetzungsvorschlag soll drei Namen enthalten. Vakanzen von Listenplätzen und 
gleichrangige Doppelplatzierungen sind nur in begründeten Ausnahmefällen zulässig. 
Bei Unterrepräsentanz eines Geschlechts in der Gruppe der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer ist darüber hinaus darzulegen, auf welche Weise und mit welchem Er-
folg eine aktive Rekrutierung von Personen dieses Geschlechts für die Bewerbung auf 
die ausgeschriebene Professur stattgefunden hat. 
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(4) Im Besetzungsvorschlag ist mindestens auf folgende Aspekte einzugehen: 
 
1. Darstellung des Auswahlverfahrens und der Auswahl der in den Besetzungs-

vorschlag aufgenommenen Bewerberinnen und Bewerber einschließlich 
Begründung, warum 
 
a) die in den Besetzungsvorschlag aufgenommenen Bewerberinnen und Bewerber 

berücksichtigt wurden,  
b) die übrigen Bewerberinnen und Bewerber nicht berücksichtigt wurden und  
c) die in die engere Wahl gekommenen, zur Probelehrveranstaltung und zum 

wissenschaftlichen Vortrag eingeladenen, jedoch nicht in den Besetzungs-
vorschlag aufgenommenen Bewerberinnen und Bewerber nicht berücksichtigt 
wurden. 

 
2. Darlegung anhand welcher Bewertungskriterien und mit welchem Ergebnis die 

Forschungskompetenz, die Lehreignung sowie die didaktischen Fähigkeiten der in 
den Besetzungsvorschlag aufgenommenen Bewerberinnen und Bewerber beurteilt 
wurden. Dies beinhaltet insbesondere auch die Würdigung einer zuvor durchge-
führten Anhörung in Form 
 
a) eines wissenschaftlichen Vortrags und 
b) einer Probelehrveranstaltung bzw. einer anderen Unterrichtsveranstaltung.  
 
Ggf. können beide Veranstaltungsformen kombiniert werden. In diesem Fall ist dar-
zulegen, wie die Studierenden einbezogen wurden.  
Darüber hinaus ist dem Besetzungsvorschlag eine Stellungnahme der studierenden 
Mitglieder der Berufungskommission zu der Lehrpräsentation der in den 
Besetzungsvorschlag aufgenommenen Personen aus Studierendensicht beizufügen 
und darzulegen, wie der Fachbereichsrat dieses Votum bei seiner Entscheidungs-
findung berücksichtigt hat. Hiervon abweichend formulieren die künstlerischen 
Hochschulen fachspezifische Prozesse und -Kriterien für die Bewertung der Lehre. 

 
3. Begründung der Reihenfolge des Besetzungsvorschlages in Form einer inhaltlichen 

und vergleichenden Würdigung in Bezug auf die Auswahlkriterien des Aus-
schreibungstextes und unter Würdigung der gemäß Abs. 2 eingeholten auswärtigen 
vergleichenden Gutachten. 

 
4. Situationsabhängig ist ferner im Bedarfsfall 

 
a) die Aufnahme eines Mitglieds der JGU in den Besetzungsvorschlag, 
b) die Überschreitung der 6-Monatsfrist gemäß § 50 Abs. 5 Satz 1 HochSchG und 
c) ein Abweichen von der Sollvorschrift gemäß § 50 Abs. 5 Satz 1 HochSchG, 

wonach Besetzungsvorschläge mindestens drei Personen umfassen sollen, 
 

gesondert zu begründen. 

 
(5)  Das Nähere regelt der Berufungsleitfaden der JGU. 
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§ 7  
Hausberufung 

 
Ergibt die Prüfung der eingegangenen Bewerbungen nach Ablauf der Bewerbungsfrist, dass 
unter den Bewerberinnen und Bewerbern Mitglieder der JGU sind, so gilt 
 

1. für das Verfahren: 
 
a) Der Berufungskommission müssen abweichend von § 5 Abs. 3 Nr. 1 

mindestens eine auswärtige Fachvertreterin oder ein auswärtiger Fachvertreter 
sowie ein fachbereichsfremdes Mitglied der JGU angehören und  

b) es müssen abweichend von § 6 Abs. 2 mindestens zwei vergleichende auswär-
tige Gutachten vorliegen, die auch zur Frage der Hausberufung Stellung 
nehmen.  

 
2. für den Besetzungsvorschlag: 

 
a) Mitglieder der JGU dürfen nur in begründeten Ausnahmefällen in den 

Besetzungsvorschlag aufgenommen werden. Ein solcher Fall liegt insbe-
sondere bei Vorliegen eines adäquaten Außenrufs oder bei Aufnahme in die 
Berufungsliste einer anderen Universität vor. 

 
b) In formaler Hinsicht können Mitglieder der JGU in der Regel nur berücksichtigt 

werden, wenn sie ihre Promotion an einer anderen Hochschule erworben haben 
oder mindestens zwei Jahre an einer anderen Einrichtung wissenschaftlich tätig 
waren.  

 
 

Teil 3 
Berufungen 

 unter Ausschreibungsverzicht 
(ad personam Verfahren) 

 
§ 8 

Verstetigung /Entfristung 
 von Professuren 

 und Juniorprofessuren 
§ 50 Abs. 1 Satz 4 Nr. 1 und 3 HochSchG 

 
(1) Die Präsidentin oder der Präsident kann auf Antrag des Fachbereichsrats  

 
1. eine Professorin oder einen Professor in einem Beamtenverhältnis auf Zeit oder 

einem befristeten Beschäftigungsverhältnis auf dieselbe oder eine höherwertige 
Professur in ein Beschäftigungsverhältnis auf Lebenszeit oder ein unbefristetes 
Beschäftigungsverhältnis sowie 

2. eine Juniorprofessorin oder einen Juniorprofessor auf eine Professur in ein 
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder ein unbefristetes Beschäftigungsverhältnis  

 
berufen. 
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(2)  Der Antrag des Fachbereichsrats ist unter folgenden Voraussetzungen statthaft: 
 

1. Nachweis einer entsprechenden Dauerstelle im Fachbereich, 
2. schriftliche Darlegung der Gründe für den Entfristungs- oder Verstetigungsantrag. 

Diese können insbesondere das Vorliegen eines zur Abwehr geeigneten externen 
Rufs oder der Nachweis einer international anerkannten Auszeichnung sein, sowie 

3. schriftliche Stellungnahme zur 
 

a) Bedeutung der Professur für die strategische Weiterentwicklung des Faches 
und des Fachbereichs und 

b) Anschlussfähigkeit der oder des zu Berufenden innerhalb und außerhalb des 
Fachbereichs, u.a. im Hinblick auf die Stärkung bestehender Forschungs-
verbünde und Lehrkooperationen. 

c) Im Falle des Nichtvorliegens eines Außenrufs sind insbesondere bei Junior-
professorinnen oder Juniorprofessoren die in der Lehre erbrachten Leistungen 
auszuweisen. 

 
(3)  Die Beschlussfassung des Fachbereichsrats über den Antrag bedarf außer der Mehrheit 

der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder auch der Mehrheit der Stimmen der dem 
Fachbereichsrat angehörenden Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer. Auf § 6 der 
Grundordnung wird hingewiesen. 

(4)   Die Präsidentin oder der Präsident informiert den Senat über den Vollzug der 
Entscheidung. 

 
 

§ 9 
Berufung 

auf eine höherwertige Professur 
(Wechsel des Amtes) 

§ 50 Abs. 1 Satz 4 Nr. 4 HochSchG 
 

(1) Die Präsidentin oder der Präsident kann auf Antrag des Fachbereichsrats in einem be-
gründeten Ausnahmefall eine Professorin oder einen Professor in einem Beamtenver-
hältnis auf Lebenszeit oder einem unbefristeten Beschäftigungsverhältnis mit Zustimmung 
des fachlich zuständigen Ministeriums auf eine höherwertige Professur in einem Beam-
tenverhältnis auf Lebenszeit oder einem unbefristeten Beschäftigungsverhältnis berufen. 

 
(2) Der Antrag des Fachbereichsrats ist unter folgenden Voraussetzungen statthaft: 

 
1. Nachweis einer entsprechenden Dauerstelle im Fachbereich, 
2. schriftliche Darlegung des begründeten Ausnahmefalls. Ein solcher kann insbe-

sondere ein zur Abwehr geeigneter externer Ruf, die Bestätigung der Exzellenz durch 
herausragende, international anerkannte Auszeichnungen (z.B. Leibniz-Preis, ERC 
Advanced Grant) oder ein sonstiger Nachweis außergewöhnlicher Leistungsfähigkeit 
der oder des zu Berufenden sein, sowie 

3. schriftliche Stellungnahme zur 
 

a) Bedeutung der Professur für die strategische Weiterentwicklung des Faches und 
des Fachbereichs und 

b) Anschlussfähigkeit der oder des zu Berufenden innerhalb und außerhalb des 
Fachbereiches, u.a. im Hinblick auf die Stärkung bestehender Forschungsver-
bünde und Lehrkooperationen. 
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(3) § 8 Abs. 3 und 4 gelten entsprechend. 
 

 
§ 10 

Berufung  
einer Nachwuchsgruppenleitung 

auf eine befristete Stelle  
§ 50 Abs. 1 Satz 4 Nr. 5 HochSchG 

 
(1) Die Präsidentin oder der Präsident kann auf Antrag des Fachbereichsrats eine Nach-

wuchsgruppenleiterin oder einen Nachwuchsgruppenleiter, die oder der durch ein hoch-
schulübergreifendes Förderprogramm gefördert wird, das seinerseits ein Ausschreibungs- 
und Begutachtungsverfahren vorsieht, auf eine Professur in einem Beamtenverhältnis auf 
Zeit oder einem befristeten Beschäftigungsverhältnis berufen. 

 
(2) Der Antrag des Fachbereichsrats ist unter folgenden Voraussetzungen statthaft: 

 
1. Nachweis des Vorhandenseins einer entsprechenden befristeten W 2- oder W 3-

Professur sowie 
2. Vorlage folgender Unterlagen: 

 
a) Wissenschaftlicher Werdegang, 
b) Publikationsverzeichnis, 
c) Darstellung der Aktivitäten in der Lehre, 
d) Antrag auf Einrichtung der Nachwuchsgruppe sowie 
e) Förderentscheidung der Fördereinrichtung. 

 
(3) § 8 Abs. 3 und 4 gelten entsprechend. 

 
 

§ 11 
Berufung 

 im besonderen Interesse der JGU, 
 § 50 Abs. 1 Satz 4 Nr. 8 HochSchG 

 
(1) Die Präsidentin oder der Präsident kann auf Antrag des Fachbereichsrats in einem be-

gründeten Ausnahmefall eine in einer besonderen Weise qualifizierte Person mit Zu-
stimmung des fachlich zuständigen Ministeriums auf eine im Hinblick auf die Stärkung 
der Qualität und Profilbildung im besonderen Interesse der Universität liegenden 
Professur berufen. 

 
(2) Der Antrag des Fachbereichsrats ist unter folgenden Voraussetzungen statthaft: 

 
1. Nachweis einer entsprechenden Dauerstelle im Fachbereich, 
2. ausführliche Beschreibung der für die JGU wesentlichen und profilschärfenden bzw. 

für die Profilentwicklung der JGU bedeutenden Funktion der in der Regel als W 3 
ausgewiesenen Professur, insbesondere im Hinblick auf die Schärfung oder den 
Aufbau eines Schwerpunktes. Die Professur muss gewährleisten, dass die zu be-
rufende Person ihre herausragende Expertise umfassend und fördernd für die 
Universität einbringen kann. 

3. Schriftliche Darlegung der zum Zeitpunkt der Berufung vorliegenden heraus-
ragenden Reputation der zu berufenden Person auf ihrem Fachgebiet und deren  
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Passgenauigkeit nach Maßgabe des Abs. 2 Nr. 2 Satz 2. Dem Vorschlag sind die 
Vita sowie die Beschreibung der herausragenden wissenschaftlichen Leistungen der 
zu berufenden Person beizufügen. 

4. Schriftliche Darlegung des begründeten Ausnahmefalls. Ein solcher liegt in der 
Regel vor, wenn eine Bestenauslese im Konkurrenzverfahren nicht notwendig er-
scheint, weil die zu berufende Person diesen Wettbewerb für sich entscheiden 
würde. Dabei muss sich die Begründung ausschließlich und explizit an der wissen-
schaftlich herausragenden Vita der zu berufenden Person orientieren und aus ihr 
hervorgehen. 

 
 

 
(3) Der Fachbereichsrat lässt seinen Antrag durch eine hierfür von ihm eingesetzte 

Kommission vorbereiten.  
 

1. Für die Zusammensetzung der Kommission gilt § 5 entsprechend, mit der Maßgabe, 
dass abweichend von § 5 Abs. 3 Nr. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz mindestens zwei 
auswärtige Mitglieder der Kommission angehören müssen. 

2. Für die Einholung auswärtiger Gutachten gilt § 6 Abs. 1 und 2 entsprechend, mit der 
Maßgabe, dass abweichend von § 6 Abs. 2 Satz 1 i. d. R. mindestens drei Gut-
achten von auswärtigen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern einzuholen 
sind, die das Fach an einer anderen Universität oder gleichzusetzenden 
Forschungseinrichtung vertreten. Diese Personen müssen selbst eine hohe 
Reputation haben; eine der Personen soll im Ausland tätig sein. 

 
(4) Die Berufung bedarf der Zustimmung des Senats und des fachlich zuständigen 

Ministeriums. 
 
 

Teil 4 
Zwischenevaluierungsverfahren  
im Rahmen der Juniorprofessur, 

 § 54 Abs. 2 Satz 2 HochSchG, und  
 im Rahmen der Einstellung mit einer Tenure Track-Zusage, 

 § 55 Abs. 2 Nr. 1 HochSchG 
 

§ 12 
Geltungsbereich 

 
Die Regelungen dieses Teils gelten für das Zwischenevaluierungsverfahren (Evaluierungs-
verfahren mit orientierendem Charakter)  

1. für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren gemäß § 54 Abs. 2 Satz 2 
HochSchG und 

2. für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren und mit der Besoldungsgruppe W 2 
bewertete Professuren mit Tenure Track-Zusage gemäß § 55 Abs. 2 Nr. 1 
HochSchG. 

 
 

§ 13 
Gegenstand 

der Evaluierung, 
Leistungskriterien 

 
(1) Gegenstand der Zwischenevaluierung ist die Feststellung des individuellen Leistungs-

stands der Juniorprofessorin oder des Juniorprofessors oder der Professorin oder des 
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Professors in Lehre und Forschung oder Kunst unter Berücksichtigung des 
Engagements in der akademischen Selbstverwaltung anhand konkreter Leistungs-
kriterien. Im Fachbereich Universitätsmedizin ist das Engagement in der akademischen 
Selbstverwaltung i. d. R. kein Leistungskriterium und daher nicht Gegenstand der 
Evaluierung. 

 
(2) Dabei können als Leistungskriterien, die im Rahmen der Berufung zu vereinbaren sind, 

insbesondere berücksichtigt werden: 
 

1. in der Forschung oder Kunst: 
 

a) Qualität der wissenschaftlichen oder künstlerischen Aktivitäten und deren Nieder-
schlag, insbesondere in Publikationen und Vortragstätigkeit, Aufnahmen, 
Konzerttätigkeit oder Ausstellungen, 

b) Drittmittelanträge und -einwerbungen, 
c) Kooperationen und Transferaktivitäten, 
d) Tätigkeit als Herausgeberin oder Herausgeber oder Gutachterin oder Gutachter 

oder Jurorin oder Juror in einschlägigen Wettbewerben,     
e) aktive Gestaltung von künstlerischen Projekten, 
f) Mitgliedschaft in wissenschaftlichen oder künstlerischen Gremien sowie 
g) Auszeichnungen, Ehrungen und Preise. 

 
2. in der Lehre: 

 
a) engagierte Lehrtätigkeit, 
b) Prüfungserfahrung, 
c) Internationalität, 
d) Auszeichnungen, Einwerben von Fördermitteln, 
e) Mitwirkung an der Weiterentwicklung der Lehre sowie 
f) Engagement in der wissenschaftlichen, klinischen oder künstlerischen Weiter-

bildung. 
 

3.  Engagement in der akademischen Selbstverwaltung: 
 

a) Mitwirkung in Selbstverwaltungsgremien, 
b) Mitarbeit in anderen universitären Projekten sowie 
c) Übernahme von weiteren Aufgaben und Funktionen in der JGU. 

 
4.  Dem zuständigen Fachbereich bleibt es unbenommen, die Kriterien generell oder 

nach Anforderungsprofil der konkreten Stelle zu ergänzen. Dies gilt insbesondere 
für den Fachbereich Universitätsmedizin im Hinblick auf die Krankenversorgung. 

 
 

§ 14 
Leistungsvereinbarung 

 
(1)   Die Dekanin oder der Dekan des zuständigen Fachbereichs vereinbart mit der Junior-

professorin oder dem Juniorprofessor oder der Professorin oder dem Professor 
Leistungskriterien nach § 13 Abs. 2 in Form einer Leistungsvereinbarung. Diese ist vor 
der Einstellung schriftlich niederzulegen.  
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(2)   Die in der Leistungsvereinbarung niedergelegten Kriterien bilden die Grundlage der 
Zwischenevaluierung sowie bei Tenure Track-Professuren der Abschlussevaluierung. 
Eine spätere Änderung oder Erweiterung dieser Kriterien oder eine Änderung der zuvor 
vereinbarten Sprache des Selbstberichts ist nur einvernehmlich möglich. 

(3)   Die Leistungsvereinbarung bedarf der Zustimmung der Präsidentin oder des 
Präsidenten.  
 

 
§ 15 

Zwischenevaluierungsverfahren 
 

(1) Der Fachbereichsrat des zuständigen Fachbereichs stellt frühestens nach dem dritten 
Beschäftigungsjahr und spätestens vor Ablauf des vierten Beschäftigungsjahres den 
Leistungsstand der Juniorprofessorin oder des Juniorprofessors oder der Professorin 
oder des Professors im Hinblick auf die in der Leistungsvereinbarung genannten 
Evaluierungskriterien im Rahmen einer Zwischenevaluierung fest.  
 

(2) Für die Beschlussfassung bedarf es der Mehrheit der Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer gemäß § 5 der Grundordnung. 

 
 

§ 16 
Evaluierungskommission 

 für die Zwischenevaluierung 
 

(1) Zur Vorbereitung der Beschlussfassung nach § 15 bildet der zuständige Fachbereichsrat 
rechtzeitig eine Kommission, der mehrheitlich Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer angehören. Die Gleichstellungsbeauftragte des Fachbereichs gehört ihr beratend 
an. Personen, bei denen eine Befangenheit oder die Besorgnis der Befangenheit im 
Sinne der §§ 20 und 21 des Verwaltungsverfahrensgesetzes besteht, dürfen nicht Mit-
glieder einer Evaluierungskommission sein. Auf § 4 Abs. 2 der Grundordnung wird ver-
wiesen. Die Kommission führt das Evaluierungsverfahren durch und beschließt einen 
Vorschlag an den Fachbereichsrat zur Feststellung des Leistungsstands der Junior-
professorin oder des Juniorprofessors oder der Professorin oder des Professors. § 15 
Abs. 2 gilt entsprechend. 

 
(2) Die Zwischenevaluierung umfasst die Bewertung der Leistungen in Lehre und 

Forschung oder Kunst unter Berücksichtigung des Engagements in der akademischen 
Selbstverwaltung. Für diese Bewertung holt die Kommission zwei auswärtige Gutachten 
ein. 

 
(3) Die Kommission schlägt der Präsidentin oder dem Präsidenten bis zu fünf auswärtige 

Gutachterinnen oder Gutachter zur Genehmigung vor. Dem Vorschlag muss eine 
Begründung für die konkrete Auswahl der auswärtigen Gutachterinnen oder Gutachter 
unter Beachtung des Abs. 4 beigefügt sein. Die Präsidentin oder der Präsident kann ab-
weichend von den Vorschlägen zwei auswärtige Gutachterinnen oder Gutachter be-
stimmen.  

 

(4) Es werden grundsätzlich keine Personen mit der Begutachtung beauftragt, die 
 
1. innerhalb der letzten sechs Jahre an Qualifikationsverfahren der Juniorprofessorin 

oder des Juniorprofessors oder der Professorin oder des Professors beteiligt waren, 
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2.  innerhalb der letzten sechs Jahre wissenschaftlich eng mit der Juniorprofessorin 
oder des Juniorprofessors oder der Professorin oder des Professors kooperiert 
haben, 

3.  innerhalb der letzten sechs Jahre in einem sonstigen dienstlichen Verhältnis zu der  
Juniorprofessorin oder dem Juniorprofessor oder der Professorin oder des 
Professors gestanden haben sowie 

4.  gemäß §§ 20, 21 VwVfG von der Mitwirkung ausgeschlossen sind. 
 

(5) Die externen Gutachten sollen auf der Grundlage des Selbstberichts der Junior-
professorin oder des Juniorprofessors oder der Professorin oder des Professors unter 
Zugrundelegung der entsprechende Leistungsvereinbarung eine Einschätzung zum 
Leistungsstand in Lehre und Forschung oder Kunst unter Berücksichtigung des 
Engagements in der akademischen Selbstverwaltung abgeben. Soweit erforderlich, 
kann die Evaluierungskommission weitere für die Begutachtung erforderliche Unterlagen 
bei dem zuständigen Fachbereich anfordern. Die Gutachten können weitere Fragen der 
Evaluierungskommission aufgreifen.  
 

(6) Die Lehrevaluierung erfolgt durch die Kommission nach einem vom Fachbereich festge-
legten Verfahren, das u.a. die Beteiligung des Zentrums für Qualitätssicherung und -
entwicklung der JGU regelt, und unter maßgeblicher Beteiligung der Studierenden. Die 
Kommissionsmitglieder machen sich ein eigenständiges Bild von der Lehre, z.B. durch 
Hospitationen.  

 
 

§ 17 
Selbstbericht 

 
Das Dekanat des zuständigen Fachbereichs fordert die Juniorprofessorin oder den 
Juniorprofessor oder die Professorin oder den Professor rechtzeitig im Hinblick auf § 15 
Abs.1 und unter Bestimmung einer angemessenen Frist von mindestens einem Monat zur 
Vorlage eines schriftlichen Selbstberichts auf. Der Selbstbericht enthält eine umfassende 
Darstellung der bisher erbrachten Leistungen in Lehre und Forschung oder Kunst unter 
Berücksichtigung des Engagements in der akademischen Selbstverwaltung, orientiert an den 
in der Leistungsvereinbarung festgelegten Kriterien, sowie ggf. eine persönliche 
Stellungnahme zu besonderen Umständen, unter denen die dokumentierten Leistungen 
erbracht wurden.  
 
 

§ 18 
Bericht der Evaluierungskommission 

 
Die Evaluierungskommission verfasst auf der Grundlage des Selbstberichts, der externen 
Gutachten, der Evaluierung der Lehrleistungen sowie der Art und des Umfangs der Mit-
wirkung in der akademischen Selbstverwaltung einen schriftlichen Bericht über den 
Leistungsstand der Juniorprofessorin oder des Juniorprofessors oder der Professorin oder 
des Professors für den jeweiligen Fachbereichsrat. Die Bewertung erfolgt ausschließlich auf 
der Basis der in der Leistungsvereinbarung festgelegten Kriterien. Bei der Bewertung werden 
Verlängerungen nach den hochschulgesetzlichen Vorgaben, insbesondere Mutterschutz-
zeiten, Elternzeit sowie Betreuungszeiten angemessen berücksichtigt.  
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§ 19 

Ergebnis der Evaluierung 
 

Der Fachbereichsrat des zuständigen Fachbereichs stellt auf der Grundlage des Berichts der 
Evaluierungskommission den individuellen Leistungsstand der Juniorprofessorin oder des 
Juniorprofessors oder der Professorin oder des Professors in Lehre und Forschung oder 
Kunst unter Berücksichtigung des Engagements in der akademischen Selbstverwaltung 
schriftlich fest. Die Dekanin oder der Dekan teilt diese Feststellung der Juniorprofessorin 
oder dem Juniorprofessor oder der Professorin oder dem Professor zeitnah mit. 
 
 

§ 20 
Orientierungsgespräch 

 
(1) Die Juniorprofessorin oder der Juniorprofessor oder die Professorin oder der Professor 

erhält im Anschluss an die Feststellung des Leistungsstands in einem persönlichen 
Gespräch i. d. R. mit der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden der Evaluierungs-
kommission eine qualifizierte Rückmeldung zum Ergebnis der Evaluierung. Das wesent-
liche Ergebnis des Gesprächs ist in einem Protokoll zu dokumentieren.  
 

(2) Die Leistungsvereinbarung gemäß § 14 kann im Einvernehmen mit der Juniorprofessorin 
oder dem Juniorprofessor oder der Professorin oder dem Professor von der Dekanin 
oder dem Dekan in Hinblick auf ein späteres Tenure-Verfahren angepasst werden. Die 
Änderung der Leistungsvereinbarung bedarf der Zustimmung der Präsidentin oder des 
Präsidenten. 

 
 

Teil 5 
Qualitätssicherung bei Berufungen im 

Tenure Track-Verfahren gemäß § 55 Abs. 3 Satz 2 HochSchG 
 

§ 21 
Anwendungsbereich 

 
Die Regelungen dieses Teils gelten für 

1. Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren gemäß § 55 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
HochSchG und 

2. Professorinnen und Professoren in einem Beamtenverhältnis auf Zeit oder einer 
befristeten Beschäftigung gemäß § 55 Abs. 1 Nr. 2 HochSchG, 

 
denen im Rahmen ihrer Einstellung an der JGU die dauerhafte Übertragung einer Professur 
für den Fall zugesagt wurde, dass sie sich in einer höchstens sechsjährigen Beschäftigungs-
phase für die zugesagte Professur bewährt haben (Tenure Track) und die allgemeinen 
dienstrechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind (§ 55 Abs.1 HochSchG). Der Tenure Track 
muss bereits im Ausschreibungstext verbindlich vorgesehen sein. 
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§ 22 

       Tenure Track 
 
(1) Im Rahmen der Berufung mit einer Tenure Track-Zusage findet 

 
1. eine Zwischenevaluierung nach Maßgabe des Teils vier dieser Ordnung und 
2. eine Abschlussevaluierung über die Feststellung der Bewährung als Hochschul-

lehrerin oder Hochschullehrer auf der Grundlage der in § 14 schriftlich vereinbarten 
Leistungskriterien nach Maßgabe dieses Teils der Ordnung  
 

statt. 

(2) Vor der Ausschreibung einer Stelle mit Tenure Track ist festzulegen, welche Professur 
bei entsprechender Bewährung der oder dem zu Berufenden übertragen werden soll. 

 
(3) Die Präsidentin oder der Präsident kann unter den Voraussetzungen des § 8 Abs. 2 

ohne Durchführung der in diesem Teil geregelten Abschlussevaluierung die Übertragung 
der im Ausschreibungstext zugesagten Professur vornehmen. § 8 Abs. 3 und 4 gelten 
entsprechend. 

 
 

§ 23 
Gegenstand der 

 Abschlussevaluierung 
 

(1) Gegenstand der Abschlussevaluierung sind die nach § 14 i. V. m. § 20 Abs. 2 verein-
barten Leistungskriterien in der letzten Fassung der Zwischenevaluierung. 
 

(2) Die Präsidentin oder der Präsident gewährt Tenure, wenn im Lichte der Leistungsverein-
barung die Eignung für die Lebenszeitprofessur vom Fachbereich auf Empfehlung der 
Tenure-Kommission festgestellt wird und die allgemeinen dienstrechtlichen Voraus-
setzungen erfüllt sind. Dabei gelten die im jeweiligen Fachgebiet bestehenden inter-
national üblichen Bewertungsmaßstäbe. Familienzeiten bzw. außergewöhnliche 
persönliche Belastungen sind angemessen zu berücksichtigen. 

 
 

§ 24  
Zentrales Tenure-Board 

 
(1) Die Präsidentin oder der Präsident setzt im Einvernehmen mit dem Senat ein Zentrales 

Tenure-Board ein. Es wird auf Dauer eingerichtet. 
 

(2) Das Zentrale Tenure-Board setzt sich aus sechs in der Lehre und Forschung oder Kunst 
international ausgewiesenen Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern der JGU 
zusammen. Die Mitglieder werden von der Präsidentin oder dem Präsidenten im Einver-
nehmen mit dem Senat für eine Amtszeit von drei Jahren bestellt. Wiederbestellung ist 
zulässig. Bei der Bestellung werden insbesondere Personen aus den Fachbereichen be-
rücksichtigt, in denen die Juniorprofessur ein häufig genutzter Qualifizierungsweg zur 
Lebenszeitprofessur darstellt. Die Gleichstellungsbeauftragte des Senats gehört dem 
Zentralen Tenure-Board beratend an. 

 
(3) Das Zentrale Tenure-Board hat die Aufgabe, durch Mitwirkung an der Abschluss-

evaluierung die Qualität im Rahmen des Verfahrens zu sichern.  
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(4) Die Präsidentin oder der Präsident entsendet ein Mitglied aus der Mitte des Zentralen 
Tenure-Boards als beratendes Mitglied in jede der nach § 25 vom jeweiligen Fach-
bereich eingerichtete Tenure-Kommissionen. Dieses Mitglied ist die oder der Evaluie-
rungsbeauftragte für das Verfahren. Sie oder er begleitet das Verfahren und erstellt nach 
Abschluss eine schriftliche Stellungnahme zum ordnungsgemäßen Verfahrensablauf 
und ggf. zum Vorliegen besonderer, außergewöhnlicher Umstände. Diese Stellung-
nahme leitet sie oder er über die Vorsitzende oder den Vorsitzenden der Tenure-
Kommission an die Dekanin oder den Dekan des zuständigen Fachbereichs und an die 
Mitglieder des Zentralen Tenure-Boards weiter.  

 
 

§ 25 
Zusammensetzung der 

Tenure-Kommissionen der Fachbereiche 
 

(1) Der für das Evaluierungsverfahren zuständige Fachbereich setzt eine Tenure-
Kommission ein. Die Zusammensetzung der Tenure-Kommission bedarf im Hinblick auf 
die in Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2 c) genannten Mitglieder des Einvernehmens der Präsidentin 
oder des Präsidenten. 

 
(2) Personen, bei denen eine Befangenheit oder die Besorgnis der Befangenheit im Sinne 

der §§ 20 und 21 des Verwaltungsverfahrensgesetzes besteht, dürfen nicht Mitglieder 
einer Tenure-Kommission sein. Auf § 4 Abs. 2 der Grundordnung wird verwiesen.  

 
(3) Der Tenure-Kommission gehören  

 
1. stimmberechtigt an:  

 
a) fünf Mitglieder aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer 

gemäß § 37 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 HochSchG, darunter mindestens zwei aus-
wärtige Fachvertreterinnen oder Fachvertreter sowie, sofern sachlich geboten, 
ein fachbereichsfremdes Mitglied,  

b) ein Mitglied aus der Gruppe der Studierenden gemäß § 37 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
sowie  

c) ein Mitglied aus der Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern gemäß § 37 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 HochSchG . 

 
Darüber hinaus kann die Präsidentin oder der Präsident weitere Mitglieder benennen. 

Ein Mitglied aus der Gruppe der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Technik und Ver-
waltung gemäß § 37 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 HochSchG kann der Tenure-Kommission 
stimmberechtigt angehören. 

 
2. beratend an: 

 
a) die Dekanin oder der Dekan, die oder der den Vorsitz innehat, 
b) die Gleichstellungsbeauftragte des Fachbereichs sowie 
c) die oder der Evaluierungsbeauftragte gemäß § 24 Abs. 4. 
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§ 26 
Zeitliche Vorgaben 

 
(1) Das Verfahren wird auf Antrag der oder des zu Berufenden spätestens ein Jahr vor Ab-

lauf der Befristung eingeleitet. Der Antrag ist rechtzeitig vorher an den zuständigen 
Fachbereich zu richten. 
 

(2) Das Ergebnis der Abschlussevaluierung soll sechs Monate vor Ende des Befristungs-
zeitraums vorliegen. 

 
 

§ 27 
Evaluierungsverfahren 

 
(1) Die oder der zu Berufende legt der Tenure-Kommission rechtzeitig, spätestens jedoch 

ein Jahr vor Ablauf der Befristung einen Selbstbericht in der vereinbarten Sprache vor, 
der Ausgangspunkt der Abschlussevaluierung ist und zu den vereinbarten Leistungs-
kriterien Stellung nimmt.  
 

(2) Die Tenure-Kommission bewertet die Leistungen der oder des zu Berufenden in Lehre 
und Forschung oder Kunst unter Berücksichtigung des Engagements in der 
akademischen Selbstverwaltung. Die Grundlage dafür bilden die Kriterien in der 
Leistungsvereinbarung in der letzten Fassung der Zwischenevaluierung gemäß § 14 
i.V.m. § 20 Abs. 2. Das jeweilige Fach kann eine Stellungnahme zur Einbindung der 
oder des zu Berufenden in die betreffende wissenschaftliche Einrichtung gegenüber der 
Tenure-Kommission abgeben. Die Tenure-Kommission kann diese Stellungnahme im 
Rahmen der Bewertung berücksichtigen. Das Dekanat des zuständigen Fachbereichs 
stellt der Tenure-Kommission den Ergebnisbericht zur Zwischenevaluierung der oder 
des zu Berufenden gemäß § 19 zur Verfügung. 
 
1. Die Tenure-Kommission schlägt der Präsidentin oder dem Präsidenten bis zu fünf 

auswärtigen Gutachterinnen oder Gutachter zur Genehmigung vor. Dem Vorschlag 
muss eine Begründung für die konkrete Auswahl der auswärtigen Gutachterinnen 
oder Gutachter unter Beachtung der Nr. 2 beigefügt sein. Die Präsidentin oder der 
Präsident kann abweichend von den Vorschlägen zwei auswärtige Gutachterinnen 
oder Gutachter bestimmen. Die externen Gutachten erfolgen anhand der Kriterien in 
der Leistungsvereinbarung gemäß Abs. 2 Satz 2. In den Gutachten wird dazu 
Stellung genommen, inwieweit die oder der zu Berufende für die Übernahme auf 
eine unbefristete Professur geeignet ist. Sollte dies bereits in den Gutachten im 
Rahmen der Zwischenevaluierung erfolgt sein, kann abweichend von den 
vorgenannten Sätzen im Einvernehmen mit der Präsidentin oder dem Präsidenten 
auf die Einholung von zusätzlichen Gutachten nach Satz 1 durch die Tenure-
Kommission verzichtet werden. 

 
2. Es werden grundsätzlich keine Personen mit der Begutachtung beauftragt, die 

 
a) innerhalb der letzten sechs Jahre an Qualifikationsverfahren der Junior-

professorin oder des Juniorprofessors oder der Professorin oder des Professors 
beteiligt waren, 

b) innerhalb der letzten sechs Jahre wissenschaftlich eng mit der Junior-
professorin oder des Juniorprofessors oder der Professorin oder des Professors 
kooperiert haben, 
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c) innerhalb der letzten sechs Jahre in einem sonstigen dienstlichen Verhältnis zu 
der Juniorprofessorin oder dem Juniorprofessor oder der Professorin oder des 
Professors gestanden haben sowie 

d) gemäß §§ 20, 21 VwVfG von der Mitwirkung ausgeschlossen sind. 
 

3. Die Lehrevaluierung erfolgt durch die Tenure-Kommission nach einem vom Fach-
bereich festgelegten Verfahren, das u.a. die Beteiligung des Zentrums für Qualitäts-
sicherung und -entwicklung der JGU regelt, und unter maßgeblicher Beteiligung der 
Studierenden. 
 

4. Die Tenure-Kommission lädt die oder den zu Berufenden zu einem fach-
bereichsöffentlichen wissenschaftlichen Vortrag und einer Probelehrveranstaltung 
ein. Gegebenenfalls können beide Veranstaltungsformen kombiniert werden. Die 
Studierenden sind in geeigneter Form einzubeziehen. Darüber hinaus ist eine 
Stellungnahme des studierenden Mitglieds der Tenure-Kommission zur Lehr-
präsentation einzuholen. 

 
(3) Der oder dem zu Berufenden ist im Laufe der Abschlussevaluierung Gelegenheit zu 

geben, sich zusätzlich zu dem Forschungs- und Lehrvortrag vor der Tenure-Kommission 
zu präsentieren. Nähere Modalitäten legt i. d. R. der jeweilige Fachbereichsrat fest. 

 
(4) Leistungen oder Umstände, die der Tenure-Kommission erst nach Einreichung des 

Selbstberichts bekannt werden, sind bis zur Entscheidung über die Evaluierungs-
empfehlung zu berücksichtigen; bei den Gutachterinnen und Gutachtern kann eine 
Ergänzung zum Gutachten eingeholt werden. 

 
 

§ 28 
Tenure-Entscheidung 

 
(1) Die Tenure-Kommission gibt nach Abschluss der Evaluierung eine schriftliche 

Darstellung des Verfahrens sowie eine Empfehlung bezüglich der Erfüllung der 
Leistungskriterien nach Maßgabe des § 23 Abs. 2 und bezüglich der Bewährung der 
oder des zu Berufenden als Hochschullehrerin oder als Hochschullehrer an den zustän-
digen Fachbereichsrat ab. Der Empfehlung ist die Stellungnahme der oder des 
Evaluierungsbeauftragten sowie der Studierenden beizufügen. 

 
(2) Sofern die Tenure-Kommission die Ablehnung von Tenure vorschlägt, gibt der Fachbe-

reich der Kandidatin oder dem Kandidaten vor einer Entscheidung des Fachbereichsrats 
Gelegenheit, sich in Kenntnis der maßgeblichen Unterlagen zu den für die Entscheidung 
erheblichen Tatsachen innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Zugang der Mit-
teilung schriftlich zu äußern. 

 
(3) Die Übernahme auf eine Lebenszeitprofessur setzt neben einer erfolgreichen Ab-

schlussevaluierung nach Abs. 1 und dem Vorliegen der dienstrechtlichen Voraus-
setzungen ein positives Votum des zuständigen Fachbereichsrates voraus. 
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§ 29 
Entscheidung der Präsidentin oder des Präsidenten 

 und Berufung 
 

(1) Im Falle eines positiven Votums des Fachbereichsrates nach § 28 Abs. 3 beantragt der 
Fachbereich bei der Präsidentin oder dem Präsidenten die dauerhafte Übertragung der 
zugesagten Professur und legt alle maßgeblichen Unterlagen hierzu vor.  

 
(2) Im Falle eines negativen Votums des Fachbereichsrates beantragt der Fachbereich bei 

der Präsidentin oder dem Präsidenten den Abbruch des Verfahrens und legt alle maß-
geblichen Unterlagen hierzu vor. Der Antrag ist schriftlich zu begründen. 

 
(3) Die Präsidentin oder der Präsident entscheidet über den Antrag nach Abs. 1 oder Abs. 2 

auf der Grundlage des Berichts der Tenure-Kommission und der Stellungnahme der 
oder des Evaluierungsbeauftragten. 

 
(4) Bei Inkongruenz der Voten von Tenure-Kommission und Fachbereichsrat sowie bei 

kritischer Stellungnahme der oder des Evaluierungsbeauftragten hat der Fachbereich 
den Antrag im Hinblick auf das abweichende Votum bzw. die kritische Stellungnahme 
besonders zu begründen. Darüber hinaus kann die Präsidentin oder der Präsident den 
Antrag nach Abs. 1 oder 2 an den zuständigen Fachbereich mit der Bitte um Klärung zu-
rückweisen. Dem Fachbereich bleibt es in diesem Fall unbenommen, den Antrag erneut 
oder ggf. modifiziert zu stellen. 

 
(5) Die Präsidentin oder der Präsident informiert den Senat über das Ergebnis des 

Evaluierungsverfahrens.  
 

 
Teil 6 

Sonderbestimmungen 
 für die 

Universitätsmedizin 
 bei Berufungen im Tenure Track-Verfahren gemäß § 55 HochSchG 

 
§ 30  

Leistungskriterien, Orientierungsgespräch bei Dienstantritt, 
 Zwischenevaluierung 

 
(1) Abweichend von § 14 Abs. 1 findet ein erstes Orientierungsgespräch der Junior-

professorin oder des Juniorprofessors oder der Professorin oder dem Professor mit dem 
Wissenschaftlichen Vorstand statt, in dem die konkreten Leistungskriterien erörtert 
werden. Die vereinbarten Leistungskriterien werden im entsprechenden Dienstvertrag 
niedergelegt. Abweichend von § 14 Abs. 3 bedarf die Vereinbarung der Leistungs-
kriterien nicht der Zustimmung der Präsidentin oder des Präsidenten. 

 
(2) Die §§ 16 bis 20 finden keine Anwendung. 
 
(3) Zur Vorbereitung der Beschlussfassung nach § 15 bildet der Fachbereichsrat rechtzeitig 

eine Tenure-Kommission gemäß § 31. Im Rahmen der Berufung mit einer Tenure Track-
Zusage findet eine Zwischenevaluierung (Evaluierung mit orientierendem Charakter) 
nach Maßgabe des § 32 statt. Darüber hinaus sind die Regelungen der Absätze 4 bis 6 
zu beachten.   
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(4) Die Tenure-Kommission verfasst auf der Grundlage der Evaluierung nach Absatz 3 
einen schriftlichen Bericht über den Leistungsstand der Juniorprofessorin oder des 
Juniorprofessors oder der Professorin oder des Professors für den Fachbereichsrat.  
§ 18 S. 3 gilt entsprechend.  

 
(5) Der Fachbereichsrat stellt auf der Grundlage des Berichts der Tenure-Kommission den 

individuellen Leistungsstand der Juniorprofessorin oder des Juniorprofessors oder der 
Professorin oder des Professors in Lehre und Forschung und -soweit eingebunden- in 
der Krankenversorgung fest. § 19 S. 2 gilt entsprechend. 

 
(6) Die Juniorprofessorin oder der Juniorprofessor oder die Professorin oder der Professor 

erhält im Anschluss an die Feststellung des Leistungsstands in einem persönlichen 
Gespräch i .d. R. mit der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden der Tenure-Kommission 
eine qualifizierte Rückmeldung zum Ergebnis der Evaluierung. Das wesentliche 
Ergebnis des Gesprächs ist in einem Protokoll zu dokumentieren.  

 
 

§ 31  
Zusammensetzung 

 der Tenure-Kommissionen 
 

(1) Bei der Zusammensetzung der Tenure-Kommission ist darauf zu achten, dass sowohl 
spezifischer und hoher fachlicher Sachverstand als auch Kontinuität und Vergleich-
barkeit in der Anwendung fachlich übergreifender Beurteilungskriterien gewährleistet 
sind. Daher setzt sich die Tenure-Kommission sowohl aus ständigen als auch aus 
wechselnden Mitgliedern zusammen. 

 
(2) Der Tenure Kommission gehören an: 

 
1. als stimmberechtigte ständige Mitglieder, wobei jedes in einem anderen Wahlbezirk 

der Universitätsmedizin tätig sein muss: 
 
a) sieben Mitglieder aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschul-

lehrer gemäß § 37 Abs. 2 Satz 1 Nr.1 HochSchG. Diese müssen der Universi-
tätsmedizin, nicht aber dem Fachbereichsrat Universitätsmedizin, angehören. 

b) ein Mitglied und ein stellvertretendes Mitglied aus der Gruppe der Studierenden 
gemäß § 37 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 HochSchG, 

c) ein Mitglied und ein stellvertretendes Mitglied aus der Gruppe der 
akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gemäß § 37 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 
HochSchG sowie 

d) ein Mitglied und ein stellvertretendes Mitglied aus der Gruppe der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Technik und Verwaltung gemäß § 37 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 4 HochSchG. 

 
2. als beratende ständige Mitglieder: 

 
a) der Wissenschaftliche Vorstand, 
b) die Prodekaninnen und Prodekane, 
c) die Gleichstellungsbeauftragte für das wissenschaftliche Personal sowie 
d) der oder die durch die Präsidentin oder den Präsidenten entsandte 

Evaluierungsbeauftragte gemäß § 24 Abs. 4. 
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3. sowie als stimmberechtigte wechselnde Mitglieder: 
 
a) ein weiteres Mitglied aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschul-

lehrer gemäß § 37 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 HochSchG sowie 
b) bis zu zwei externe Mitglieder mit Fachbezug. 
 

(3) Der Fachbereichsrat bestellt die ständigen stimmberechtigten Mitglieder der Tenure-
Kommission im Einvernehmen mit der Präsidentin oder dem Präsidenten für die Dauer 
von drei Jahren; die Studierenden für die Dauer von zwei Jahren. 

 
(4) Die wechselnden Mitglieder der Tenure-Kommission werden orientiert an dem jeweiligen 

konkreten Verfahren anlassbezogen durch den Fachbereichsrat im Einvernehmen mit 
der Präsidentin oder dem Präsidenten bestellt. Die ständigen Mitglieder der  
Tenure-Kommission können dem Fachbereichsrat entsprechende Empfehlungen 
vorlegen. 

 

(5) Der Vorsitz der Kommission wird i. d. R. durch den Wissenschaftlichen Vorstand wahr-
genommen. Auf entsprechenden Antrag des Wissenschaftlichen Vorstands kann der 
Fachbereichsrat den Vorsitz festlegen und einem der ständigen Mitglieder der Gruppe 
der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer zuweisen. 
 
 

§ 32 
 Evaluierungsverfahren  

 
(1) § 27 findet keine Anwendung. Die Tenure-Kommission bewertet die Leistungen der oder 

des zu Berufenden in Lehre und Forschung und, sofern eingebunden, in der 
Krankenversorgung. Die Grundlage dafür bilden die im Orientierungsgespräch verein-
barten und im Dienstvertrag niedergelegten Kriterien. Der Fachbereich Universitäts-
medizin fordert von der oder dem zu Berufenden rechtzeitig die maßgeblichen Unter-
lagen an. 

 
(2) Die Direktorin oder der Direktor der entsprechenden Medizinischen Betriebseinheit ist 

berechtigt, der Tenure-Kommission eine fachliche Einschätzung zu Forschung, Lehre 
und ggf. Krankenversorgung in Form einer schriftlichen Stellungnahme vorzulegen. 

 
(3) Durch das Ressort Forschung und Lehre, Geschäftsstelle der Tenure-Kommission, wird 

rechtzeitig eine Studierendenvorlesung der zu berufenden Person organisiert. Hierzu 
werden neben der zu berufenden Person die Mitglieder des Fachbereichsrates, die 
Studierenden der Universitätsmedizin sowie die Mitglieder der Tenure-Kommission ge-
laden. Die Tenure-Kommission entsendet aus ihrer Mitte zur Vertretung ein Mitglied, das 
auch später in der Tenure-Kommission über die Studierendenvorlesung berichtet. Die 
30-minütige Studierendenvorlesung erfolgt fachbereichsöffentlich zu einem der zu 
berufenden Person vorgegebenen Thema aus der curricularen Lehre aus dem ent-
sprechenden Fachgebiet. Im Anschluss an die Studierendenvorlesung soll die zu 
berufende Person in einem nicht öffentlichen Gespräch der Tenure-Kommission die 
eigene Lehrphilosophie und den persönlichen Werdegang mit Fokus auf die Lehr-
erfahrung und Lehrkontexte narrativ darstellen. Die zu berufende Person soll die 
eigenen Leitideen bzw. didaktischen Konzepte und die eigene Haltung gegenüber 
Studierenden beschreiben können. Darüber hinaus sollte sie sich als Lehrpersönlichkeit 
präsentieren. Die Tenure-Kommission lädt auf eigenen Wunsch oder auf Wunsch der zu 
berufenden Person zu einem wissenschaftlichen Vortrag in das Gremium ein. 

 
  



Veröffentlichungsblatt JGU   501 
 

(4) Das Ressort Forschung und Lehre, Geschäftsstelle der Tenure-Kommission, holt seitens 
des studierenden Mitgliedes der Tenure-Kommission eine schriftliche Stellungnahme zur 
Lehrpräsentation der zu berufenden Person ein. Das studierende Mitglied in der Tenure-
Kommission kann auf die Abgabe einer solchen Stellungnahme verzichten. 

 
(5) Im Rahmen der Abschlussevaluierung wird im engen zeitlichen Anschluss an die Antrag-

stellung der oder des zu Berufenden zur Sitzung der Tenure-Kommission geladen. Im 
Rahmen der Zwischenevaluierung ist kein Antrag der zu berufenden Person erforderlich; 
hier ergeht die Ladung so rechtzeitig, dass die zeitlichen Vorgaben eingehalten werden. 
Ziel dieser Sitzung ist es, den individuellen Leistungsstand der oder des zu Berufenden 
mittels Gesamtschau der zur Verfügung stehenden Informationen, festzustellen und 
gegenüber dem Fachbereichsrat schriftlich darzulegen.  
 

(6) Die Direktorin oder der Direktor der Medizinischen Betriebseinheit wird gebeten, fünf 
externe Gutachterinnen oder Gutachter vorzuschlagen. Mindestens zwei dieser Gut-
achterinnen oder Gutachter sollten aus dem Ausland stammen. Die Tenure-Kommission 
bewertet diesen Vorschlag und unterbreitet dem Wissenschaftlichen Vorstand eine 
konkrete Empfehlung für zwei auswärtige Gutachterinnen oder Gutachter (davon eine 
oder einen aus dem Ausland). Die Entscheidung zur Auswahl obliegt dem Wissen-
schaftlichen Vorstand und bedarf des Einvernehmens der Präsidentin oder des 
Präsidenten. 

 
 

Teil 7 
Schlussbestimmung 

 
§ 33 

Inkrafttreten 
 

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Veröffentlichungsblatt der JGU in 
Kraft. Gleichzeitig treten die Vorschriften der §§ 17 bis 39 der Grundordnung der JGU vom 5. 
Mai 2014 in der Fassung der siebten Änderungsordnung vom 10. November 2021 außer 
Kraft. 
 
 
 
 
Mainz, den 10. August 2023  
 
 
 
     
Universitätsprofessor 
 Dr. Georg Krausch 
    - Präsident -  
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	1. In § 6 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „vermittelt eine Ausbildung“ durch die Worte „bietet ein Kerncurriculum an (Anlage 1)“ ersetzt.
	2. § 7 Abs. 3 Satz 2 wird gestrichen
	3. § 8 erhält folgende Fassung:
	4. § 14 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:
	5. § 15 Abs. 1 erhält folgende Fassung:
	„Aufbauend auf dem ersten Studienabschnitt der Zahnärztlichen Ausbildung werden im zweiten Studienabschnitt der Zahnärztlichen Ausbildung die für die Zahnärztin oder den Zahnarzt erforderlichen zahnmedizinischen, radiologischen, werkstoffkundlichen un...
	6. § 16 wird wie folgt geändert:
	7. In § 17 Abs. 6 Satz 1 werden die Worte „der Besuch“ gestrichen.
	8. In § 19 Abs. 5 werden die Worte „dringend empfohlenen“ gestrichen.
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	Inkrafttreten der Änderungen


